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1. Gesetze und Verordnungen 

Nr. 24 Neubekanntmamung des Kirmengesetzes iiber 
die Errichtung eines Verfassungs- und Ver­
waltungsgerimtes der Vereinigten Evange­
lism-l,utheriscben Kirche Deutsmlands vom 
23. Juni 1950. ' 

Gemäß Art. III des Kdrchengesetzes zur Änderung 
des Kirchengesetzes über die. Errichtung ein€os Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 12. De­
zember 1968 (ABl. Bd. III S. 95) wird das Kirchen­
gesetz über die Errichtung eines Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtes vom 23. Juni 1950 nachstehend 
neu bekanntgemacht. 

Hamburg, den 6. November 1969 

Der Leitende Bismof 

D. Wöl ber 

Kirchengesetz 
über die Errichtung eines Verfassungs- und 

Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evanglisch­
Lutherischen K.irme Deutschlands 

Vom 23. Juni 1950 

In Ausführung von Artikel 14 der Verfassung der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch­
lands vom 8. Juli 1948 haben Generalsynode und 
Bischofskonferenz d,as nachfolgende Kirchengesetz un­
ter Wahrung der Vorschriften von Artikel 16 Absatz 4 
der Verfassung beschlossen, das hiermit verkündet 
wird: 

§ 1 

Es wfrd ein Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Evari.gelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands errichtet. · 

§ 2 

· (1) Das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Kirche jst zuständig: 

1. zur Entscheidung 

a) aller sich aus der Verfassung der Vereinigten 
Kirche ergebenden Streitfragen, insbesondere 
über die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze und 
Verordnungen der Vereinigten Kirche und über 
ihr Verhältnis zu den Gesetzen und Verordnun­
·gen der Gliedkirchen, 

b) aller sich aus der Verfassung einer Gli.edkirche 
ergebenden Streitfragen nach Maßgabe der Ge­
setzgebung dieser Gliedkirche oder der Vereinig­
ten Kirche im Rahmen 'ihrer verfassungsmäßjgen 
Zuständigkeit; 

2. zur Entscheidung 

a) über Verwaltungsstreitigkeiten zwischen der Ver­
einigten Kirche l;!inerseits und· ihren Gliedkirchen, 
den der Vereinigten Kirche nach Artikel 7 Abs. 4 
der Verfassung unmittelbar an.geschlossenen Ge.a. 
meinden und den ihr nach dem Kirchengesetz 
vom 27. Januar 1949 an.geschlossenen Werken 
andererseits, 

~ über Verwaltungsstreitigkeiten der Gliedkirchen, 
der der Vereinigten Kirche nach Artikel 7 Abs. 4 
der Verfassung unmittelbar an.geschlossenen Ge­
meinden und der ihr nach dem Kirchengesetz 
vom 27. Januar 19'49 angeschlossenen Werke un­
tereinander, 

c) als Rechtsmittelinstanz oder als allein zuständige 
Instanz für Verwaltungsstreitigkeiten nach Maß­
gabe der. Gesetzgebung der Glied.kiirchen oder 
der Vereinigten Kirche im Rahmen ihrer ver­
fassungsmäßigen Zuständigkeit; 

3. zur Entscheidtmg aller Angelegenheiten. die dem 
Gericht durch die Gesetzgebung der Gliedkirchen 
oder der Vereinigten Kirche übertragen werden. 

(2) Soll eine Zuständigkeit des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Kirche durch Ge­
setze der .Gliedkirchen begründet" werden, so bedürfen 
diese Gesetze der Zustimmung der Kirchenleitung der 
Vereinigten Kirche. 

(3) Das Verfasrungs- und Verwalt~gericht der 
Vereinigten Kirche erstattet Rechtsgutachten auf Än­
tmg der Vereinigten K.irche oder ihr.er Gliedkirchen. ·· 

(4) Soweit für die Entscheidung des Gerichtes Fragen 
des Bekenntnisses wesentlich sind, hat es vor der Ent­
scheidllll.g eine Stellungnahme der Kirchenleitung bei­
zuziehen. Die Kirchenleitung soll in grundsätzlichen 
Fragen vor ihrer Stellungnahme die gutachtliche Auße­
rung mindestens eines Hochschullehrers lutherischen 
Bekenntnisses einholen. 

§ 3 

Beteiligte vor dem Verfassungs- und Verwaltungs­
gericht der Vereinigten Kirche können sein: 

a) die Vereinigte Kirche und ihre verfassungsmäßigen 
Organe, 

b) die Gliedkirchen und ihre verfassun.g,smäßigen Or­
gane, 

c) die der Vereinigten Kirche · nach Artikel 7 Absatz 4 
der . Vei;fassung _unmittelbar angeschlossenen Ge­
meinden, 

d) die Werke der Vereinigten Kirche nach dem Kir­
chengesetz vom 27. Januar 1949, 

e) die nach der Gesetzgebung der Gliedkirchen oder 
der Vere'ini.gten Kirche sonst Beteiligten. 

§ 4 

(1) Das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Kirche besteht aus dem rechtskundigen 
Präsidenten, dem rechtskundigen Vizepräsidenten und 
der erforderlichen Zahl weiterer rechtskundiger und 
geistlicher MitgLieder. Die Mitglieder des Verfassungs­
und Verwaltungsgerichts der Vereinigten Kirche müs­
sen zu kirchlichen Ämtern wählbar sein. Sie dürfen 
der Kirchenleitung und dem Lutherischen Kirchenamt 
der Vereinigten Kirche nicllt angehören. · 

(2) Die Mitglieder des Verfas.rungs-. und Verwal­
tungsgerichts der Vereinigten Kirche werden von der 
Kirchenleitung im Einvernehmen mit der Bischofskon­
ferenz für eine Amtsdauer von sechs Jahren berufen. 
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so gilt die Beru­
fung eines neuen Mitglieds nur für den Rest der Amts­
dauer. Bei der Berufung der Mitglieder ist die glied­
kirchliche Zusammensetzung der Vereinigten Kirche 
tunlichst zu berücksichtigen. 



Band III Stück 7 AMTSBLATT 227 

(3) Der Präsident des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichts der Vereinigten Kirche wird vom Vize­
präsidenten, bei dessen Verhinderung von den übrigen 
rechtskundigen Mitgliedern in der Reihenfolge nach 
dem Lebensalter vertreten. Der Präsident, der Vize­
präsident und das älteste geistli<:he Mitglied bilden das 
Präsidium des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts 
der Vereinigten Kirche; bei Verhinderung treten für 
den Präsidenten und den Vizepräsidenten rechtskun­
dige Mitglieder, für das geistliche Mitglied ein anderes 
geistliches MitgHed in der Reihenfolge nach dem Le­
bensalter ein. 

(4) Die Mitgliedschaft im Verfassungs- und Verwal­
tungsgericht der Vereinigten Kirche endet, wenn ein 
Mitglied· sein Amt niederlegt oder wenn das Präsid'ium 
auf Antrag der Kirchenleitung durch Beschluß fest­
stellt, daß ein Mitglied sein Amt wegen schweren Ver­
stoßes gegen seine Pflichten verloren hat oder wegen 
körperlicher oder geistiger Gebrechen nicht mehr aus­
üben kann. 

§ 5 

(1) Das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Kirche gliedert sich in Senate. · 

(2) Die Senate entscheiden in der Besetzung mit dem 
rechtskundigen Vorsitzenden, einem geistlichen und 
einem· rechtskundigen Mitglied. 

(3) Die Senate entscheiden in der Beset2'lung mit dem 
rechtskundigen Vorsitzenden, zwei geistlichen und zwei 
rechtskundigen Mitgliedern 

a) in VerfasS'llilgsstreiti.gkeiten, 

b) in Recht.smittelverfahren, wenn dai; kirchliclie Ge­
richt erster Instanz in der Besetzung mit fünf Mit­
gliedern zu entscheiden hatte, 

c) bei der Erstattung von Rechtsgutachten nach § 2 
_Abs. 3, . 

d) auf Vorlagen von Gerichten und Schlichtungsstellen 
· der Gliedkirchen, soweit ·das Recht der Gl'iedrkirchen 
Vorlagen an das Verfassungs- und Verwaltungs­
gericht der Vereinigten Kirche zuläßt. 

(4) Das Präsidium des Verfassungs- und Verwal­
tun~gerichts der Vereinigten Kirche bestimmt jeweils 
zu Beginn der Amtsdauer von sechs Jahren (§ 4 Albs. 2 

Satz 1) die Zahl und Zusammensetzung der Senate. 
Es regelt für jeweils zwei Jahre die Geschäftsvertei-
1ung und die Vertretung von Mitgliedern der Senate. 

§ 6 

(1) Die Mitglieder des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichts der . Vereinigten Kirche sind an Schrift 
und Bek,enntnis und an Recht und Gesetz gebunden. 
Sie führen ihr Amt in richterl'icher Unabhängigkeit. 

(2) Der Leitende Bischof verpflichtet den Präsidenten 
und den Vizepräsidenten, der Präsident die Mitglieder 
auf ihren Dienst mit folgendem Gelöbnis: · 

Ich gelobe vor Gott, dem Allmächtigen und Allwis­
senden, daß ich die Verfassungen, Gesetze und Ord­
nungen der Vereinigten Kirche und ihrer Glied­
kirchen achten und wahren und meine Entscheidun­
gen ohne Ansehen der Person fällen werde. 

Die Verpflichtung kann schriftlich erfolgen. 

(3) Eine Vergütung wird im allgemeinen' n'icht ge­
währt. Die Kirchenleitung kann in besonderen Fällen 
eine solche zubilligen. Sie setzt auch die Höhe der Tage­
g~lder und Reisekosten sowie die Entschädigung für 
entstandenen Dienstaufwand fest. 

§ 7. 

(1)-Das schriftliche Verfahren bildet die Regel. Doch 
kann jederzeit mündliche Verhandlung angeordnet 
werden. 

(2) Dem Gericht liegt es ob, alle Sach- und Rechts­
fragen erschöpfend zu klären. Die Beteiligten sind un­
beschränkt zur Auskunftserteilung und zur Vorlage 
der Unterlagen verpflichtet. 

(3) Soweit die Vereinigte Kirche nicht am Verfahren . 
beteiligt ist, ist die Kirchenleitung der Vereinigten Kir­
che zu hören. 

(4) Im übrigen wird das Verfahren durch Rechtsver­
ordnung geregelt, welche die Kirchenleitung im Beneh­

. men mit dem Präsidium des Verfassungs- und Ver­
waltungsgerichts erläßt. 

§ 8 

Die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Ver­
ordnungen erläßt die Kirchenleitung. 

U. Beschlüsse und Verträge 

Nr. 25 Entschließung der Generalsynode über den 
weiteren Weg der VELKD 

Vom 8. Oktober 1969 

Die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lu­
therischen Kirche Deutschlands hat auf · ihrer Tagung 
in Tutzing vom 6. bis 8. Oktober 1969 ihre im Mai 1969 
in Augsburg begonnenen Beratungen über den weite­
ren Weg der VELKD innerhalb der evangelischen Kir­
chen in Deutschland fortgeführt. Sie begrüßt es, dBß 
die Augsburger Beschlüsse bereits im Gespräch mit der 
Arnoldshainer Konferenz aufgenommen worden sind. 

Sie ist ·zu folgenden Feststellungen gekommen: 

1. Die VELKD sieht sich durch die Herausforderungen 
der Gegenwart an eine entscheidende Wende ihres 
Weges gestellt. 

Die · Entwicklungen in der Ökumene, die tiefgrei­
fenden Wandlungen im theologischen . Denken und 
im Verständnis der gesellschafUichen Situation, das 
wachsende Unverständnis .gegenüber konfessionel­
len Unterschieden sowie die organisatorische Tren­
nung der evangelischen Kirchen in der Bundesrepu­
blik und in der DDR verlangen eine Neugestaltung 
der· Arbeit der VELKD. 

2. Diese Neugestaltung muß von dem Ziel bestimmt 
sein, den Dienst an der Gesellschaft wie am einzel­
nen Menschen mit neuer Entschlossenheit und Klar­
heit zu leisten. Deshalb muß die Kirche die Schrift 
und d'ie ihr in der Geschichte geschenkte Glaubens­
erkenntnis - wie sie besonders in den Bekenntnis­
sen hervortritt - deutlicher, umfassender und viel­
gestaltiger durch ihr Verkündigen und Handeln aus­
legen. 
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3. Der Auftrag der Kirche erfordert heute ein noch 
engeres Zusammenwirken aller evangelischen Kir­
chen, als es schon bisher in· der EKD gegeben war. · 
Die VELKD ist hierzu bereit. Sie bittet daher die 
anderen evangelischen Kirchen, mit ihr zusammen 
eine gemeinsame theologische Erklärung z,u erarbei­
ten," in der das Verständnis des Evangeliums im 
Blick auf die gegenwärtigen Herausforderungen be­
zeugt wird. Hierbei sollt.e die Augsburger Konfes­
sion als Ausdruck des gemeinsamen reformatori­
schen Ansatzes bestimmender Ausgangspunkt sein 
und als ökumenisch.es Grundbekenntnis der Refor-
mation aufgen~en werden. · 

4. Die VELKD hofft,- daß das engere zusammenrücken 
der evangelischen Kirchen im Endel'gebnis zu einer 
evangelischen Kirche m'it voller Kanzel- und Abend­
mahlsgemeinschaft führen wird. In einer solchen 
Kirche sollte der Vielgestalt der Gaben WJd Auf­
gaben eine Vielfalt kirchlichen Lebens entsprechen. 
Eiu~ :Lenlrafülit;cl1e Einheitskirche würde diesem 
Ziel widersprechen. 

5. Mit der beschriebenen Zielsetzung wird die VELKD 
ihre Anstrengungen um gegenwartsnahe kirchlich­
theologische Arbeit verstärken. Die Generalsynode 
gibt der Kirchenleitung entsprechende Emprehlwi-
gen. · 

Gleichzeitig ist die organisatorische Gliederung der 
VELKD sachgemäß weiterzuentwickeln. Die VELKD 
erhofft einen baJdi,gen Abschluß der Verhandlun­
gen über die Neugliederung der lutherischen Kirchen 
im nordelbischen Raum · wid erwartet davon ein 
erstes Modell für die Überwindung eines unzeit..: 
gemäßen landeskirchlichen Partikularismus. 

Weiterhin ist zu erwägen, ob die Gliedkirchen der 
VELKD in der Evangeldschen Kirche in Deutschland 
und im Lutherischen Weltbund gemeinsam vertreten 
werden können. 

6. Der auf der Tagung der Generalsynode in Augsburg 
eingesetzte Planungsausschuß wird aufgefc:dert, ge­
mäß seinem Auftrag und im Sinne dieser Entschlie­
ßung alsbald tätig zu werden und der Generalsyn­
ode . auf ihrer ,nächsten Tagung über seine Arbeit 
zu berichten. 

T u t z i n g ·, den 8. Oktober 1969 

Der Präsident der Generalsynode 

Buhbe 

Nr. 26 Beschluß der 4, Generalsynode über den Haus­
haltsplan und die Umlage der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
für das Rechnungsjahr 1970 

Vom 8. Oktober 1969 

Auf Grund von Artikel 17 der Verfassung hat die 
Generalsynode beschlOS6en: 

I. 

Für das Rechmm.gsjahr 1970 (1. Januar 1970 bis 31. 
Dezember 1970) gilt der als Anlage I beigefügte Haus­
halts- und Stellenplan. 

*) hier nicht abgedruckt 

II. 

Der Haushaltsp~ wird in Einnahme und Ausgabe 
mit 2 637 300,- . DM festgestellt. 

III. 

1. Die Ansätze des Haushaltsplanes sind innerhalb der 
einzelnen Ausgabekapitel mit Ausnahme der Tii.tel 
50 wid 51 im Ausgabekapitel 5 gegenseitig deck.ungs­
fäh.ig. Nicht gegenseitig deckungsfähig sind jedoch 
Personal- und Sachausgaben. 

2. Die Überschreitung von Au.sgabekapit~ln bedarf 
eines genehmigenden Beschlu.sses der Kirchenlei­
tung. Eine Oberschrei.tung liegt n:icht vor, wenn ein 
Ausgleich aus Kapitel 8 Titel 82 "Verstärkungsmit­
tel" vorgenommen werden kann. Mehreinnahmen 
aus Kollekten dürfen zum Ausgleich von Überschrei­
tungen in den Ausgabekapiteln 6 und 7 verwendet 
werden. 

3. Überschüsse, die sich b~ Abschluß des Rechnungs­
jahres ergeben, sind zur Verstärkung der Rück.la,ge 
zu verwenden, soweit nicht der Finanzausschuß eine 
andere Verwendung beschließt. 

IV. 

1. Der durch Umlage der GLiedkirchen aufzubringende 
Finanz.bedarf beträgt im Rechnungsjahr 1970 für 
den Haushaltsplan 2 455 700,- DM. Diesen Finanz­
bedarf bringen die Gliedltirchen nach · dem für das 
Haushaltsjahr 1970 im Raum der EKD geltenden 
Verteilungsmaßstab auf (siehe ~age II).*) 

2. Der durch Umlagen aufzubringende Betrag :Lst von 
den Gliedkirchen monatlich im voraus oder in vier 
gleichen Teilbeträgen vierteljährlich im voraus an 
das Lutherische Kirchenamt zu zahlen. 

V. 

Zur FörderWl!g der in den Ausgabekapiteln 4 bis 7 
des Haushaltsplanes bezeichneten Aufgaben wird eine 
Kollekte für die innerkirchlichen Aufgaben der Ver­
einigten Kirche ausgeschrieben. Sie ist in allen Glied­
kirchen einzusammeln. 

VI. 

Der Haushaltsplan gilt gemäß Art. 17 Abs. 1 der Ver­
fassung über das Rechnungsjahr 1970 hinaus bis zur 
Festsetzung eines neuen Haushaltsplanes. 

VII. 

1. Die Kirchenleitung wird ermächtigt, für unvorher­
gesehene Ausgaben, die auf rechtlichen Verpflich­
tungen beruhen und die nicht aus dem Haushalts­
p1an gedeckt werden können, mit Zustimmung des 
Finanzausschusses einen Nachtragshaushaltsplan zu 
beschließen. 

2. Ober die Aufnahme von Kassenkrediten, die aus 
Mitteln des laufenden Rechnungsjahres abgedeckt 
werden können, beschließt die Kirchenleitung. Die 
Aufnahme von Anleihen bedarf der vorherigen Zu­
stimmung des Finanzausschusges c;l.er Generalsynode. 

Tut z i n g , den 8. Oktober 1969 

Der Präsident der Generalsynode 

Buhbe 
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Haushaltsph,tn 

der Vereinigten Evangelisdt-Lutherischen Kirdte Deutschlands 

für das Rechnungsjahr 1970 

Einnahmen 

Einnahmen Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Vergleich 
zum Soll 1969 

DM DM DM DM DM 

Kapitel 01 Aus Vermögen 1000,- 563,36 1000,- 600,- 400,-

Kapite(02 Mieten . 22000,- 22782,- 22000,- 25000,- + 3000,-

Kapitel 03 ~er- und .studiensemi.nar 

Pullach 20700,- ·23 468,65 20700,- -,- - 20700,-

Kapitel04 Umlagen. 1746 900,- '1746900,- 1886400,- 2455 700,- + 569300,-

Kapitel 05 Kollekten 150 000,- 140 401,01 150 000,- 150 000,- -,-
Kapitel 06 Sonstige Einnahmen 26100,~ -53 620,12 26100,- 6000,- 20100,-

Kapitel 07 Aus Rücklagen -,- -,- . -,- -,- -,-

1966 700,- 1987 735,14 2106200,- 2 637 300,- + 531100,-

Ausgaben 

Ausgaben Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Vergleich 
zum Soll 1969 

DM DM DM DM DM 
' 

Kapitel 1 Leitende Organe 

Titel 10 Leitender Biscllof 

100 Reisekosten 3000,- 2416,30 3000,- 5000,- + 2000,-

101 Repräsenta11ionsausgaben 1200,- 675,26 1200,- 2000,- + 800,-

Titel 11 Bischof.skonferenz 2000,- 1173,01 2000,- 3000,- + 1000,-

Titel 12 Generalsynode 50000,- 26 577,96 50000,- 65000,- + 15000,-

Titel 13 Kircllerileitung 4000,- 3 299,44 4000,- 6000,- + 2000,-

60200,- 34141,87 ·60200,- 81000,- + 20800,-
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Ausgaben Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Vergleich 
zum ,Soll 1969 

DM DM DM DM DM 

Kapitel 2 Lutherisches Kirchenamt Hannover 

Titel20 * Besoldung der Referenten und 

Beamten . 310000,- 294 288,06 310 000,- 350000,- + 40000,-

Titel21 * Vergütung der Angestellten und 

Arbeiter 245000,- 254 478,97 290000,- 308000,- + 18000,-

Titel22* Versorgung 

220 .Versorgung der Beamten . 1000,- 917,35 1000,- 30000,- + 29000,-

221 Zusatzversorgungskasse Angestellte -,- -,- -,- 17000,- + 17000,-

Titel 23 Beihilfen und Unterstützungen 20000,- 14510,- 20000,- 20000,- -.-
Titel 24 Reisedienst 

240 Reisekosten In1and 40 000,--,· 33 086,37 40000,- 35000,- 5000,-

241 Reisekosten Ausland -,- ----:-,- -,- 10000,- + 10000,-

242 Dienstkraftwagen 5 000,_:_ 5158,64 5000,- 5000,- -,-

'!1itel 25 Geschäftsbedürfnisse 

250 Bürobedarf 10000,- 9180,48 10000,- 10000,- -.-
251 Porto, Fracht 10000,- 7 561,40 10000,- 10000,- -,-

252 Telefon, Fern~chreiber 16 000,- 16 307,65 16000,- 17000,- + 1000,-

253 Bücher, Zeitschriften 10000,- 9 853,43 10000,- 10000,- -.-
Titel 26 Dienstgebäude 

260 Heizru.ngs-, Grundstückskosten . 16000,- 14 481,67 16000,- 17000,- + 1000,-

261 Inventarbeschaffung, Reparaturen . 6500,- 15133,51 6500,- 12000,- + 5500,-

262* Bauunterhaltung . 6000,- 608,90 6000,- 6000,- -.-
Titel 27 Elektronische Datenverarbeitung -,- -,- -,- 5 ·000,~ + 5 000,--' 

Titel 28 Verfügungsfonds des Leiters 1000,- 938,06 . 1000,- 1000,- -.-
Titel 29 Verschiedene Ausgaben 10000,- 11183,23 10000,- 12 00~,-: + 2000,-

706500,- 687 687,72 751500,- 875000,- + 123 500,-

Kapitel 3 Lutherisches Kirchenamt Berlin (-Schlachtensee) 

Titel 30 * Besoldung der Referenten . 84500,- 78 461,87 84500,- 80000,- 4500,- · 

Titel 31 * Vergütung der Angestellten 90 500,"'- . 91502,34 90500,- 96000,- + ·5500,-

Titel 32 Beihilfen und Unterstützungen 3000;- 1858,- 3000,- 3000,- -.-
Titel 33 Reisedienst . 8 000,-' 747~.- 8000,- 8000,- -,-

Titel 34 Geschäftsbedürfnisse 

340 Bürobedarf . 6000,- 3 645,68 6000,- 6000,- -,-

341 Porto, Telefon usw. 7000,- 7 117,79 7000,- 7000,- -,-

342 Bücher und Zeitschriften 1500,- 1796,58 1500,- 1500,- -.-
Übertrag: 200500,- 191858,26 200500,- 201500,- + 1000,-

* nicht verbrauchte Mittel werden einer zweckbestimmten Rück1age zugeführt. 
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Ausgaben Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Ver.gleich 
zum Soll 1969 

DM · DM DM DM DM 

Übertrag: 200500,- 191858,26 200 500,- 201500,- + 1000,-

Titel 35 Dienstgebäude 11000,- 7 522,76 11000,- 9000,- 2000,:_ 

Titel 36 * Gebäude Clayallee, Wangenheim-

straße, Terrassenstraße 10000,- 10 526,44 10000,- 12 000,- + 2000,-

Titel 37 Verschiedene Ausgaben 2500,- 2 338,22 2500,- 2 500,- -,-

Titel 38 Verfügungsfonds des Leiters 800,- 799,28 800,- 800,- -,-
224800,- 213 044,96 224800,- 2.25 800,- + 1000,-

Kapitel 4 Einrichtungen 

Titel 40 Ausschüsse . 30000,- 58 240,32 45000,- 60000,- + 15000,-

Titel 41 Beauftragte 8000,- 7 698,07 8000,- 8 000,- -,-
Titel 42 Verf.- und Verwaltungsgericht 2500,- 506,62 2500,- 3000,- + 500,-

'I'itel 43 Senat für Amtszucht 1000,- -,- 1000,- 3000,- + 2000,-

Titel 44· Spruchorgane 500,- -,- 500,- 500,- -.-
42000,- 66.445,01 57000,- 74500,- + 17 500,-

Kapitel 5 Innerkirchliche Arbeit 

Titel 50 Prediger- und Studienseminar 

Pullach 270 700,- 270 700,- 270 700,- 262000,- 8700,-

Titel 51 Sonstige Ausbildungsstätten. 125000,- 125000,- 137 50<:J,- 137 500,- -,-
Titel 52 Pastoralkolleg 8000,- 14 635,32 15000,- 15 000,- -,-
Titel 53 Fachtagungen 20000,- 14 528,71 20000,- 20000,- -,-
Titel 54 Arbeiten am Katechismus und 

an Handreichungen 
12000,- io 056,2~ 12000,-

540 Persönliche Kosten 35000,-

} + 38000.-
541 Sächliche Kosten 15000,-

Titel 55 Publizistische Arbeit 

550 Zuschuß Luth. Monatshefte 50000,- 50000,- 100000,- 136 000,- + 36000,-

551 Infonnationen, Öffentlichkeitsarbeit - ,- -,- .--,- 30000,- + 30000,-

552 Amtl. Veröffentlichungen - ,- - ,- -,~ 30000,~ + 30000,-

Titel 56 Förderung von Literatur 

560 Monographienreihe . 7500,- 7 500,- 7 500,- 7 500,- -,-

561 Fortsetzungswerke und Einzel-

veröffentlichungen 15 000,- 6500,- 15 000,- 15000,- -,-
562 Zeitschriften -,- -,- -,- 30000,- + 30000,-

Übertrag: 508200,- 498 920,25 577700,- 733000,- + 155300,-

* nicht verbrauchte Mittel werden einer zweckbestimmten Rücklage zugeführt. 
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Aus .gaben 

übertrag: 

563 Sonstige Literaturhilfen . 

Titel 57 Förderung kirchl. Einrichtungen 

570 Luthergesellschaft 

571 Rundfunkdienst 

572 Studienwerk Villigst 

573 Auswanderer-Miss'i.on Hambw,g . 

574 Andere Einrichtungen . 

Titel 58 För-derung kirchenrechtlicher 

Forschung 

Kapitel6 Ökumenische und Diasporaarbelt 

Titel 60 Vertragliche Leistungen an Gemein-

den und Kirchen im Ausland 
-

Titel 61 Martin Luther-Bund 

Titel 62 Literaturhilfen 

620 Weihnachtsversand 

621 ' Zei tschrtftenversand 

622 Agendarische und ·sonstige Spezial-

literatur 

Titel 63 Besuchsdi.enst 

Titel 64 Auswanderel"begleitung und Schiffs-

geistlichendienst 

• 
Titel 65 Ökumenische Studienarbeit 

Titel 66 Sonstige Beihilfen 

Kapitel 7 Zwischenkirchliebe Beziehungen 

und Mission 

Titel 70 

700 

701 

702 

Zuschüsse a,n luth. kirchl. 

Zusammenschlüsse und Kirchen in 

Obersee 

Australien 

Indien 

Japan 

~: 

Soll 1968 

DM 

508200,-

25000,-

41000,-

-,-
574200,-

30000,-

65000,-

60000,-

-,-

-,-
8000,-

10000,-

4000,-

15000,-

192 000,-

-,-

10000,-

10000,-

20000,-

Ist 1968 Soll 1969 

DM • DM 

498 920,25 577 700,-

. 25 314,50 25000,-

6000,-} 
9 000,-

3000,-

8000,-

5 000,-

6000,-

12 30_0,-

-,-

564 534,75 

30 387,93 

. 65450,-

72 588,04 

-,-

-,-

4 862,15 

8 438,13 

3 965,46 

15 020,94 

200 712,65 

-,-

9 500,-

1319,02 

10819;02 

8000,-

5000,-

6000,-

13000,-

-,-

643 700,-

30000,-

65000,-

70000,-

-,-

-,-

8000,-

10000,-

4000,-

15000,-

202000,-

-,-

10000,-

10000,-

20000,-

Band III Stück 7 

Soll 1970 Vergleich 
zum Soll 1969 

DM • DM 

733000,- + 155300,-

25000,- -.-
14000,- + 5000,-

8000,- -.-
5000,- -.-
6000,- -,-

10000,- 3000,-

10000,- + 10000,-

811000,- + 167 300,-

40000,- + 10000,-

75000,- + l'O 000,-

60000,-} 

30000,- : 
20000,-

5 000,.,...- + 5000,-

8000,- -,-

10000,- -,-

4000,- -,-

15000,- -,-:--

247000,- + 45000,-

20000,- + 20000,-

10 000,..:.... -,-

10000,- -.-
40000,- + 20000,-
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Ausgaben Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Vergleich 
mm Soll 1969 

' DM DM PM DM DM 

Obertrag: 20000,- 10 819,02 20000,- . 40000,- + 20000,-

703 Lateinamerika -,- -,- -,.!.- 5000,- + 5000,-. 

704 Südafrika -,- -,- -,- 10000,- + 10000,-

705 Tamiania . 10000,- 12 533,37 10.000,- 100 000,- + 90000,-

Titel 71 Tanzania A.ssistance Commitee 30000,- 30020,- 30000,- 30 0.00,- -,-
Titel 72 Literaturhilfen für theologische 

Ausbildungsstätten 4000,- 5189,86 4000,- 5000,- + 1000,-

Titel 73 Skandinavien 5000,- 5 045,57 5 000,- 5 000,-:. -,-
Titel 74 * Stipendien und Studienförderung 15000,- · 14743,22 15 000,- 15000,- -,-
Titel 75 Informationsmaterial für Gemeinden 7 000,- 6 714,80 7 000,--'-' 7 000,- -,-
Titel 76 Weltmission, Ei~laufgaben -,- ~,- -,- 35000,- + 35000,-

' 91000,- 85 065,84 91000,- 252 000,- + 161000,-

Kapitel 8 Sonstige Ausgaben und zum 

Ausgleich 

Titel 80 Unterstützung in Notfällen 30000,- ·17 988,38- 30000,- 10000,- 20000,- . 

Titel 81 Vermischte Ausgaben 15000,- 15 156,13 15000,- 20000,- + 5000,-

Titel 82 Verstärkungsmittel ·. 25000,- ~,- 25000,- 35000,- + 10000,-

Titel 83 Rücklage Dienstwagen 3 000,- . 3000,- 3 000,- 5000,- + 2000,-

Titel 84 Rechnungsprüfung 3000,- 500,- 3 000,- 1000,- 2000,-

Titel 85 Rücklage. -,- -,- -,- -,- -,-
76000,- 36 644,51 76000,- 71000,- 5000,-

* nicht verbrauchte Mittel werden einer zweckbestimmten Rücklage zugeführt. 
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Zusammenstellung Soll 1968 Ist 1968 Soll 1969 Soll 1970 Vergleidl 
. zum Soll 1969 

DM DM . DM DM DM 

Einnahmen 

Kapitel 01 Aus Vermögen 1000,- 563,36 1000,- . 600,- 400,-
' 

Kapitel 02 Mieten . ·. 22000,- 22782,- 22 000,_:_ · 25000,- + 3000,-
r 

Kapitel03 Prediger- und Studienseminar 

Pullach 20700,- 23 468,65 20700,- -,- - 20700,-

Kapitel04 Umlagen 1746900,- 1746 900,- 1886 400,- 2 455 700,- + 569300,-

Kapitel 05 Kollekten 150 000,- 140 401,0l · 150 000,- 150 000,- -,....:..-

Kapitel 06 Sonstige Einnahmen 26100,- 53 620,12 26100,- 6000,- 20100,-

Kapitel 07 Aus Rücklagen -,- --:,- -,- -.- -.-
1966700,- 1987 735,14 2106200,- 2 637 300,- + 531100,-

Ausgaben 

Kapitel 1 . 60200,- 34141,87 60200,- 81000,- . + 20800,-
'-

Kapitel 2 . 706500,- 687 687,72 751500,- · 875000,- + 123 500,-

Kapitel 3 . 224 800,- 213 044,96 224800,- 225 800,- ·+ 1000,-

Kapitel 4. 42 000,- 66 445,01 57 000,- 74 500,- + 17 500,-

Kapitel 5 . 574 200;- 564 534,75 643700,- 811000,- + 167 300,-

Kapitel 6 . 192000,- 200 712,65 202000,- 247 000,- + 45000,-

Kapitel 7. 91000,- 85 065,84 91000,- 252 000,- + 161000,-

Kapitel 8 . 76 000,- 36 644,51 . 76000,- 71000,- - 5000,-

1 966 700,--'-· 1_ 888 277;31 · 2_ 106 200,- 2 637 300,- . f 531100,-
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Stellenplan der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

1970 

1 
1 

1 

3 
2 

3 

6 
2 

1969 

1 

1 

1 

2 

3 

8 

3 

1970 

1 

1 

1 

1 

1 

4 

1 

Generalsynode 

Lutherisches Kirchenamt 

1970 1969 

1 1 Präsident 

1 1 Vi:z:epräsident 

3 3 Referenten 

2 1 Referenten 

1 Referent 

2 2 Referenten 

Hannover 
1970 

Büroleiter A 12 1 

Bürobeamter A 10 (1969: A 9/10) 1 

Angestellte BATVc 2 
Angestellte BAT VI b/Vc· 3 

Angestellte BATVIb 1 

Angestellte BATVII/VIb 

Angestellte BAT VII 

Angestellte BAT VIII 

Predigerseminar Pullach 

1969 

1 Rektor A 15 

B5 

B3 

A 16 

Al5 
A 14 

A 13/14 

Berlin (Schlachtensee) 

1969 

1 Angestellte BATVc 
1 ' Angestellter BATVIb 

2 Angestellte BAT VII 

3 Angestellte BAT VIII 

1 Kraftfahrer MTB 

1 Studieninspektor 

(Stelleninhaber erhält für seine Person Bezüg~ nach A 16) 

A 1.3/14 (1969: A 13) 

1 
1 

1 

4 
1 

Wirtschaftsleiterin 
Sekretärin (Diakonisse) 

Hausmeister 

Hausangestellte 
Praktikantin 

freier Vertrag (abgelehnt BAT VI b) 

BAT VII 
freier Vertrag 

freier Vertrag 

IV. Personalnachrichten 

Verfassungs- und Verwaltungsgericht 

235 

Die Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche Hanno­
vers hat ·an Stelle von Landessuperintendent Dieter 
Anders e n, der als beratendes Mitglied in die 
Bischofskonferenz eingetreten ist, Superintendent Enno­
Eldzard Jans s e n , Hildesheim, zum Mitglied der 
Generalsynode gewählt. Sie hat ferner Superintendent 
Joachim Sc h m i d t, Ronnenberg, zum 2. Stellvertre­
ter für Direktor Rudolf H e r r f a h r d t , Hannover, 
gewählt. 

Senatspräsident Dr. Günther Ehr 1 ich er, Celle, 
wurde von der Kirchenleitung zum Vizepräsidenten des 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen .Kirche Deutschlands berufen. 

Die Landessynode der Ev.-Luth. Landeskirche Schles­
wig-Holsteins hat anstelle des ausgeschiedenen Dr. Her­
bert Sc h 1 an g e, Frau Oberstudienrätin Dr. Hedwig 
S tu r m, Hamburg, zum Mitglied der Generalsynode 
und als l. Stellvertreterin Frau Inge H auf e, Ham­
burg, gewählt. 

Propst Wilhelm B o s s e , Kreiensen, 1. Stellvertreter 
für das Mitglied der Generalsynode Propst Alfred 
Cieslar, ist verstorben. An seiner Stelle hat die Landes­
synode der Braunsehweigischen ev.-luth. Landeskirche 
Pfarrer Horst Länger, Braunschweig, zum 1. Stell­
vertreter für Propst Cieslar gewählt. 2. Stellvertreter 
wurde Ffarrer E.rich W a r m e r s , Wolfenbüttel. 

Fachausschüsse 

Aus dem Re c h t s a u s s c h u ß sind wegen Eintritts 
in den Ruhestand ausgeschieden Propst Meno H a c h , 
Eckernförde, und Oberlci.rchenrat D. Wilhelm Ferdinand 
S c h m i d t , München. Die Kirchenleitung hat an ihrer 
Stelle Pastor Dr. · Wilhelm S i e v er s , Kronshagen, 
und Oberkirchenrat Kreisdekan Hermann B ü r c k -
s t ü mm er, Regensburg, als Mitglieder in den Rechts:. 
ausschuß berufen. 

Lutherisches Kirchenamt 

Pastor Hans-Volker Her n tri c h 
wurde von der Kirchenleitung mit 
15. November 1969 zum theolog,isch,en 
Lutherischen Kirchenamtes berufen. 

aus Hamburg 
Wirkung vom 
Referenten des 
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V. Aus den Gliedkirchen * 

a) V e r f a s s u n g s - u n d O r g a n i s a t i o n s r e c h t 

Ausführungsbestimmungen der Evang.-Luth. Kirche in 
Bayern zum Kircbenvorsteherwahlgesetz. 

Vom 1. August 1969 

(Nachdruck aus KABL S. 147) 

Auf Grund des § 27 des Kirchen1vorsteherwahlgesetzes 
vom 17. März 1969 (KABl. S. 48) werden die folgenden 

erlassen: 

Zu§ 1 

Ausführungsbestimmungen 
zum Kirchenvorsteherwahlgesetz 

(ABKVWG) 

Nr. 1. 

Grundlegung 

:öer in § 1 gegebene grundlegende Hinweis soll über 
allem Handeln in der Gemeinde stehen, das zum Ziel 
hat, Männer und Frauen mit in die Leitung der Kirchen­
gemeinde zu wählen oder zu berufen. 

Zu§ 2 ~r. 2 
Zahl der Kirchenvorsteher 

(1) Nach Anordnung der Wahlen durch den Landes­
kirchenrat stellt der Kirchenvorstand die Gesamtzahl 
der Kirchenvorsteher unter Beachtung des § 28 KGO 
beschlußmäßig fest. Dabei wird in der Regel das Ergeb­
nis der letzten Volkszählung unter Berücksichtigung 
der Fortschreibungszahlen im Zusammenhalt mit dem 
Verzeichnis der Gemeindeglieder (§ 10 KGO) zugrunde 
gelegt werden können; die Zahlen, die sich aus der 
Fortschreibung der Bevölkerung ergeben, smd bei der 
politischen Gemeinde erhältlich. Wenn die Fortsch·rei­
b\lllg.Szahlen keinen· Aufschluß über die konfessionelle 
Gliederung der politischen Gemeinde geben, wird der 

. Kirchenvorstand auf Grund der Fortschreibungszahlen 
und seiner Kenntnis der örtlichen Verhältnisse die Za-hl 
der Gemeindeglieder schätzen. 

(2) Nach Feststellung der Gesamtzahl .der Kirchenvor­
steher stellt der Kirchenvorstand nach Maßgabe des 
§ 2 Abs. 2 fest, wie viele Kirchenvorsteher z4 wählen 
und wie viele zu berufen sind. 

Zu§ 3 -Nr. 3 

Anordnung der allgemeinen Kirchenvorsteherwahlen 

Die Amtszeit der Kirchenvorsteher beträgt - vorbe-· 
haltlich § 4 Abs. 4 - nach § 30 KGO sechs Jahre. Bei 
Anordnung der allgemeinen Kirchenvorsteherwahlen 
bestimmt der Landeskirchenrat den allgemeinen Wahl­
tag und den Zeitpunkt, bis zu dem die neuen Kirchen­
vorsteher eingeführt und verpflichtet werden sollen. Es 
ist Sache des Vertrauensausschusses (§ 9), die Vorbe­
reitung und die Durchführung der Wahlen so zu ord­
nen, daß sie rechtzeitig abgeschlossen werden können. 

Zu§ 4 Nr. 4 

Wahlen in besonderen Fällen 

(1) Den allgemeinen Kirchenvorsteherwahlen nach 
§ 3 stehen die Wahlen in besonderen Fällen nach § 4 

•i Die amtllcben Oberschritten der glledkircblichen Gesetze sind 
In Elnzellllllen gerl.ngfflgtg verändert oder ergänzt, um Jeweils 
In de!'. Oberschrtft erkennbar werden zu lassen, welche Glled­
klrche das betreffende Gesetz erlassen hat. 

gegenüber. Sie betreffen einzelne Kirchengemeinden und 
sind entweder Nachwahlen (§ 4 Abs. 1) oder Neuwah­
len (§ 4 Abs. 2 und 3). 

(2)_ Wenn sich im Laufe eines allgemeinen Wahlzeit­
raumes die Zahl der Gemeindeglieder. gegenüber der 
nach Nr. 2 bei der Bestimmung der Gesamtzahl der 
Kirchenvorsteher zugrunde gelegten Zahl ändert, bleibt 
die Zahl der Kirchenvorsteher unverändert. Wenn die 
Zahl der Gemeindeglieder sich wesentlich erhöht, kann 
der Landeskirchenrat nach § 4 Abs. 3 Buchst. a Neuwah­
len anordnen mit der Folge, daß die Zahl der K,irchen-
vorsteher neu festge&etzt wird. · 

(3) Der Landesklirchenrat wird prüfen, ob wichtige 
Gründe vorliegen, die, abgesehen vom Fall des § 4 
Abs. 3 Buchst. a, die Anordnung von Neuwahlen recht­
fertigen können. Sonstige wichtige Gründe im Sinne des 
§ 4 Abs. 3 Buchst. b können vorliegen, wenn bei Aus­
gliederung von Gemeindeteilen zur Neubildung einer 
Kirchengemeinde der Kdrchenvorstand der Restkirchen­
gemeinde auch bei Nachrücken aller Ersatzleute nicht 
mehr beschlußfähig ist. Nach § 26 .kann der Kirchen­
vorstand den Schiedsausschuß anrufen, wenn· der An­
ordnung von Neuwahlen nach § 4 Abs. 3 Buchst. b aus 
Rechtsgründen nicht zugestimmt wird. 

(4) Nach § 4 Abs. 4 kann sich die Amtszeit der Kir­
chenvorsteher einer -Kirchengemeinde auf bis zu acht 
Jahre verlängern. Glaubt ein Kirchenvorstand, wichtige 
Gründe dafür geltend machen zu können, daß nicht 
nach § 4 Abs. 4 verfahren werden soll, kann er beim 
Landeskirchenrat die Anordnung von Neuwahlen nach 
§ 4 Abs. 3 beantragen. 

Zu§ 5 Nr. 5 

Stimmbezirke 

(1) Bei der Bildung von Stimmbezirken (§ 5 Abs. 2) 
ist deren Bereich eindeutig festzulegen. 

(2) Der l{irchenvorstand kann für einen oder meh­
rere Stimmbezirke festlegen, daß sie Stimmbezirke mit 
eigenen Kirchenvorstehern im Sinne des § 5 Abs. 3 und 
des § 17 Abs. 3 sind; für den restlichen Gemeindebezirk 
wird dann, auch wenn dieser· in mehrere Stimmbezirke 
auigeteilt ist, nach den allgemeinen Bestimmungen ver­
fahren. Der Kirchenvorstand kann auch den ganzen 

· Gemeindebezirk in Stimmbezirke mit eigenen Kirchen­
vorstehern aufteilen. 

Zu§ 6 Nr. 6· 

Wahlberechtigung 

(1) Wer Kirchengemeindeglied ist, bestimmt sich nach 
den §§ 5 ff. KGO. Da ein Kirchenglied nur Glied einer 
Kirchengemeinde ist,- kann das Wahlrecht auch nur in 
dieser einen. Kirchengemeinde ausgeübt werden. Die 
Briefwahl (§ 14) ermöglicht es den Kdrchengemeind.e­
gliedern, die sich am Wahltag außerhalb ihrer Kirchen­
gemeinde aufhalten, z.B. Studierenden oder wehrpflich­
tigen Soldaten, sich an der Wahl in der Heimatgemein­
de zu beteiligen. 

(2) Wahlberechti,gt ist nach § 6 Abs. 1 Buchst. a nur, 
wer zum Heiligen Abendmahl zugelassen ist. Die Zulas­
sung zum Heiligen Abendmahl erfolgt in der Regel in 
der Konfirmation. Die Voraussetzung für die Wahlbe-
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rechtigung ist aber auch erfüllt bei Kirchengemeinde­
gliedern, die nicht konfirmiert sind, aber bei der Auf­
nahme oder Wiederaufnahme in die evang.-luth. Kirche 
oder auf Grund seelsorgerlicher Entscheidung zum Hei­
ligen Abendmahl zugelassen sind. 

(3) Die neue Altersgrenze der Vollendung des 18. Le­
bensjahres kann nicht im Wege einer Ausnahmebewdlli­
gung unterschritten werden. Voraussetzung für die 
Wahlberechtigung ist eine zweimonatige Mindestzuge­
hörigkeit zu der betreffenden Kirchengemeinde; ein 
entsprechender Aufenthalt in der Landeskirche genügt 
nicht. 

(4) Besondere Anforderungen bezüglich -des kirchli­
chen oder persönlichen Verhaltens a1s Voraussetzungen 
für die Wahlberechtigung sind im Gesetz nicht mehr 
aufgestellt. Jeder Wahlberechtigte hat jedoch § 1 zu be­
denken. Wer nicht in der Lage ist, sein Wahlrecht" im 
Sinne des § 1 auszuüben, kann sich an der Wahl nicht 
betei1igen. 

(5) Die Wahl·berechtigung ruht für die Zeit, für die 
nach § 3 des Kirchengesetzes vom 18. Maii 1966 über die 
rechtliche Handhabung der Zucht in der Gemeinde das 
aktive kirchliche Wahlrecht durch Beschluß des Kirchen­
vorstandes abgesprochen worden 'ist, weil das Gemein­
deglied die kirchliche Ordnung verachtet, durch Wort 
oder Tat sich selbst, andere Christen und· die Gemeinde 
gefährdet oder verführt (§ 1 Abs. 1 a. a . O.) ; das gleiche 
gilt für Kirchengemeindeglieder, die nach staatlichem 
Recht entmündigt oder unter vorlaufige Vormundschaft 
gestellt sind. 

Zu§ 7 Nr. 7 

Ausübung des Wahlrechts 

(1) Der Kirchenvorstand sollte möglichst in der Sit­
zung, in der die Beschlüsse nach Nr. 2 Abs. 1 gefaßt 
werden, auch darüber besch,ließert, öb das Wählerver­
zeichnis von Amts wegen (§ 11) oder auf Grund Anmel­
dung (§ 12) erstellt wird. Vor einer Beschlußfassung ist 
es notwendig, die beiden möglichen Verfahren anhand 
der §§ 11 und 12 und tler dazu.gehörigen Ausführungs­
bestimmungen zu erläutern und die Art und Weise der 
Durchführung in der Kirchengemeinde zu erörtern. 

(2) In Gesamtkirchengemeinden fordert die Gesamt­
kirchenverwaltung nach Anordnung der Kirchenvorste:. 
herwahlen die Kirchenvorstände auf, sich darüber schlüs­
sig zu werden, ob in den zur Gesamtkirchengemeinde 
gehörenden :Kirchengemeinden Wählerverzeichnisse von 
Amts wegen oder auf Grund Anmeldung erstellt wer­
den sollen, und ihre Stellungnahmen der Gesamtkir­
chenverwaltun,g bis zur Beschlußfassung nach § 7 Abs. 
2 Satz 2 mitzuteilen. 

Zu§ 8 Nr. 8 

Wählbarkeit 

(1) Die Wählbarkeit als Kirchenvorsteher ist nicht nur 
an die für die Wahlberechtigung aufgestellten Voraus­
setzungen, sondern auch an die besonderen Bedingun­
gen des § 8 geknüpft. Um einen Anhaltspunkt für die 
persönliche Eignung · zu geben, lehnt sich § 8 Abs. 1 
Buchst. a an den 'wortlaut des § 29 Abs. 2 Satz 1 KGO 
an. Dadurch wird z.um Ausdruck gebracht, daß das be­
treÜende Kirchengemeindeglied nach seinem bisherigen 
Verhalten Gewähr dafür bieten soll, den Anforderun­
gen des § 29 Abs. 2 Satz 1 KGO gerecht werden zu 
können. Die Fassung „Teilnahme am kirchlichen Leben" 
wird unter Berücks.ichtigung der jeweiligen Gemeinde­
struktur auszulegen sein. 

(2) Die neue Altersgrenze für Kirchenvorsteher (Voll­
endung des 023. Lebensjahres) kann nicht mehr im Wege 
einer Ausnahmebewilli,gung unterschritten werden. Die 
deutsche Staatsangehörigkeit ist nicht Voraussetzung 
für die Wählbarkeit. 

(3) Nach § 34 Abs. 4 KGO verliert ein Kirchenvor­
steher, der von seinem Amt ausgeschlossen worden ist, 
die Wählbarkeit für die Dauer von sechs Jahren. Nach 
§ 3 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die rechtliche Hand­
habung der Zucht in der Gemeinde kann einem Ge­
meindeglied das passive kirchliche Wahlrecht für be­
stimmte Zeit, höchstens für die Dauer von sechs Jahren, 
entzogen werden. Wenn der ZeitraW11 für den Entzug 
des· kirchlichen Rechts nicht bis ZWll Wahltag abgelau­
fen ist, ist die Wählbarkeit für die betreffende Kirchen­
vorsteherwah.l nicht gegeben. Wem durch Beschluß des 
Kirchenvorstandes nach § 3 a. a. 0 . die Wahlberechti­
gung .entzogen ist, kann auch nicht gewählt werden, da 
nach § 8 Abs. 1 die Wahlberechtigung Voraussetzung 
für die Wählbarkeit ist. 

Zu§ 9 Nr. 9 

Beginn des Wahlverfahrens; Vertrauensausschuß 

(1) Der Kirchenvorstand hat zu Beginn des Wahlver­
fahrens folgende Beschlüsse zu fassen: 

1. Er stellt die Gesamtzahl der Kirchenvorsteher und 
die Zahl der zu wählenden und zu berufenden Kir­
chenvorsteher fest (vgl. Nr. 2). 

2. Er entscheidet über die Bildung von Stimmbezirken 
(vgl. Nr. 5). 

3. Er beschließt, ob das Wählerverzeichnis von Amts 
wegen oder auf Grund Anmeldung erstellt wird 
(vgl. Nr. 7). 

4: Er wählt die Mitglieder des Vertrauensausschusses, 
die _ihm nicht kraft Gesetzes angehören (§ 9 Abs. 2 
Satz 2). ·· 

(2) Mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der dem Ver­
trauensausschuß obliegenden Aufgaben wird der Kir­
chenvorstand bei der Wahl der Mitglieder des Vertrau­
ensausschusses mit besonderer Sorgfalt vorgehen. Die 
Bedeutung des Vertrauensausschusses wird dadurch un­
terstrichen, daß ihm kraft Gesetzes neben dem Vorsit­
zenden des Kirchenvorstandes der Vertrauensmann und 
in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen der 
stellvertretende Vorsitzende, somit außer dem Pfarr­
amtsvorstand der dienstälteste Pfarrer (§ 10 Abs. 2 
der Verordnung vom 26. Juni 1964 ZWll Vollzug des 
§ 26 und des Art. 26a des Pfarrergesetzes) angehören. 
Kirchengemeindeglieder, die in den Vertrauensausschuß 
gewählt werden, ohne Kircherivorsteher zu sein, müssen 
die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum Kirchenvor­
steher erfüllen. Die geheime Wahl ist vorgeschrieben, 
um eine Wahlbeeinflussung möglichst auszuschließen. 

(3) In der ersten Sitzung des Vertrauensausschusses 
weist der Vorsitz.ende die Mitglieder auf ihre Verpflich­
tung nach § 9 Abs. 6 Satz 2 hin. Der Vertrauensaus­
schuß stellt den Zeitplan für die Wahlen auf. Er be­
schließt über die Beschaffung der für die Wahl benö­
tigten Gegenstände, insbesondere der Drucksachen, und 
im Falle des § 12 über die Gestaltung des Anmeldever­
fahrens im einzelnen (vgl. Nr. 12). 

(4) Die Vorsitzenden und Beisitzer der Wahlausschüs­
se, die die Wahlhandlung in den Stimmbezirken leiten, 
w ird der Vertrauensausschuß erst in einer späteren Sit­
zung vor dem Wahltag berufen; er wird sich darüber 
schlüssig werden müssen, ob er .die Aufgaben des Wahl­
ausschusses selbst wahrnehmen will, wenn die Kirchen­
gemeinde nur einen Stinunbe-z:irk bildet. Die Wahlaus-
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schüsse sind mögli~t mit mindestens · vier Beisitzern zu . 
besetzen, damit sie stets beschlußfähig sind;' dies ist der 
Fall, wenn bei fünf Mitgliedern mindestens drei an­
wesend sind. 

Zu§ 10- Nr. 10 

Aufstellung und Bekanntgabe des Wahlvorschlages 

(1) Der Vertrauensausschuß gibt in der 1. Kanzelab­
kündigung zum Wahlverfahren bekannt: 
1. die Anordnung der Neuwahlen der Kirchenvorste­

her durch den Landeskirchenrat; 

2. Beginn und Ende der Frist, innerhalb deren Kirchal­
gemeindeglieder für die Aufnahme in den Wahlvol"­
schlag nach § 10 Abs. 1 dem Vertrauensausschuß 
benannt werden können. 

(2) Der Vertrauensaussch:uß wird bemüht sein, mög­
lichst vielen Kirchengemeindegliedern den · Inhalt der 
Mitteilungen nach Abs. 1 zukommen zu lassen. Neben 
der Kanzelabkündigung müssen nach § 10 Abs. 1 noch 
andere geeignete Formen der Bekannt.gab~ vom Ver­
wauensausschuß festgelegt wevden. Je nach den örtli­
chen Verhältnissen werden zu dem Anschlag an der Ge­
meindetafel und dem Hinweis bei den kirchlichen Ver­
anstaltungen die Verteilung von Handzetteln sowie Mit­
teilungen mit der Post oder ia der kirchlichen und 
öffentlichen Presse treten. 

(3) An die Aufstellung des Wahlvorschlages geht der 
Vertrauensausschuß ·sobald als möglich heran. Dem Ver-. 
trauensausschuß bleibt es dabei unbenommen, sich über 
die Wünsche der Gemeinde auch noch auf andere ge­
eignete Weise als im Gesetz vorgesehen zu unterrichten. 
Der Vertrauensau.sschuß trifft seine Entscheidung nach 
freiem pflichtgemäßen Ermessen. Er ist nur gebunden 
an Benennungen nach § 10 Abs. 2 · Satz 2, vorausgesetzt, 
daß die benannten Kirchengemeindeglieder die· Voraus­
setzungen für die Wählbarkeit nach § 8, insbesondere . 
auch nach Abs. 1 Buchst. a erfüllen. Da wahlberechtigte 
Kirchengemeindeglieder nur für einen Bewerber das 
Benennungsrecht in Anspruch nehmen können, sollen 
Benennung,sschreiben außer den Unterschriften auch 
Angaben zur eindeutigen Kennzeichnung der Antrag­
steller, z.B. Geburtsdatum, Wohnung oder Beruf ent­
halten. Das Benennungsrecht kann nach § 10 Abs. 4 
Satz 2 auch nach Bekanntgabe des Wahlvorschlages 
noch ausgeübt werden; Kirchengemeindeglieder, die be­
reits vor Aufstellung des Wahlvorschlages ein Kirchen­
gemeindeglied rechtswirksam benannt haben, steht die­
ses Recht nach Bekanntgabe des Wahlvorschla,gs nicht . 
mehr zu. 

(4) Eheleute, Eltern und Kinder dürfen nicht gleich­
zeitig dem selben Kirchenvorstand angehören (§ 27 
Abs. 2 KGO). Es ist daher nicht zweckmäßig,· sie ge­
meinsam in einen Wahlvorschlag aufzunehmen. Haupt­
oder nebenamtliche kirchengemeindliche Mitarbeiter 
dürfen nach den gesetzlichen Vorschriften dem Kirchen­
vorstand ihrer ·Kirchengemeinde angehören. Der Ver­
trauensausschuß wird sich bei Aufstellung des Wahl­
vorschlages fragen, ob es nach den gemeindlichen Ver­
hältnissen wünschenswert ist, daß hauptamtliche kµ-­
chengemeindliche Mitarbeiter Mitglieder des Kirchen­
vorstandes werden, der Dienstbehörde dieser Mitarbeiter 
ist. 

(5) Der i:eiter des Vertrauensausschusses hat sich vor 
der endgültigen Aufstellung des Wahlvorschlages davon 
zu überzeugen, daß die in den Wahlvorschlag aufzu­
nehmenden Kirchengemeindeglieder zur Übernahme des 
Amtes und zur Ablegung des Gelöbnisses gemäß § 31 
KGO bereit sind. · 

(6) Im Wahlvorschlag sollen zur eindeutigen Kenn­
zeichnung Familien- und Rufn~me, Beruf, Lebensalter 
und Wohnung der · voI,geschlagenen Kirchengemeinde­
glieder angegeben werden. 

Entgegen der bisherigen Regelung müssen die Vorge­
schlagenen auf dem Wahlvol'schla,g in der Buchstaben­
folge der Familiennamen, · bei gleichen Familiennamen 
der Rufnamen aufgeführt werden, wobei der Vermerk 
,,bish. Kirchenvorsteher" aufgenommen werden kann. 
Die nach § 10 Abs. 2 Satz 3 oder Abs. 4 Satz 2 benannten 
Kirchengemeindeglieder wevden in die alphabetische 
Reihenfolge des Wahlvorschlages ohne zusätz1iche Kenn­
zeichnung aufgenommen. Auch wenn die Kirchenge­
meinde in Stimmbezirke aufgeteilt wird, ist ein .einheit­
licher Wahlvorschlag auf2lUStellen, da die Kirchenge­
meinde nach § 5 Abs. 1 nur einen Wahlbe2Jfrk bildet. 

(7) Der Vertrauensausschuß gibt in der 2. Kanzelab­
kündigung zum Wahlverfahren den Wahlvorschlag be­
kannt; Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die 2. Kanzel­
abkündigung über den Wahlvor~lag und die sonsti­
gen Bekanntg,aben müssen unverzüglich wiederholt wer­
den, wenn der Wahlvorschlag nach § 10 Abs. 4 Satz 2 
ergänzt wurde. 

(8) Der Vertrauensausschuß wi.rd es sich angelegen 
sein lassen, ~ie Wahlberechtigten mit den Kirchenge­
meindegliedern, die zur Wahl gestellt sind, möglichst 
persönlich bekannt zu machen. Für ·diesen Zweck emp­
fiehlt es sich, Veranstaltungen abzuhalten, in denen sich 
die Vorgeschlagenen vorstellen können. 

Zu§ 11 Nr. 11 

Wählerverzeichnis von Amts wegen 

Ü) Wenn der Kirchenvorstand nach § 7. Abs. 2 be­
schlossen hat, daß das Wählerverzeichnis von Amts we­
gen angelegt wird, bestimmt .der Vertrauensausschuß 
nach Aufstellung des Zeitplanes für die Wahlen, ob das 
Wählerverzeichnis in Form einer Liste oder einer Kartei 
erstellt wird. Nach Anweisung des Pfarramtsvorstandes 
als Vorsitzenden des Vertrauensausschusses wird um­
gehend mit der Fertigung des Wählerverzeichnisses an­
hand des Verzeichnisses der Gemeindeglieder und an­
derer geeigneter Unterlagen begonnen. Je riach den ört­
lichen Verhältnissen wird es sich empfehlen, die poli­
tischen Gemeinden um geeignete Mithilfe auf Grund 
ihrer Wählerlisten und Wahlkarteien zu bitten. In Ge­
samtkirchenverwaltungen kann die Geschäfts.5telle (das 
Kirchengemeindeamt) beauftragt werden, bei der Er­
stellung der Wählerverzeichnisse für Kirchengemeinden 
mitzuwirken, wenn die personellen und sachlichen Vor­
aussetzungen dafür gegeben sind. 

(2) Das Wählerverzeichnis hat zu enthalten: Fami,. 
lien- und Rufname der Wahlberechtigten, Geburtstag, 
Wohnung. Die Wahlberechtigten können in alphabeti­
scher Reihenfolge oder nach ihrer Wohnung aufgeführt 
werden. Bei einer Wahlkartei ist Vorsorge zu treffen, 
daß Unbefugte nicht'Karten herausnehmen oder einfü­
gen können. 

· (3) Kirchenvorstand und Vertrauensausschuß werden 
bemüht sein, aus der Gemeinde ehrenamtliche Helfer 
für die Aufstellung des Wählerverzeichnisses und die 
weiteren Arbeiten zu gewinnen. Um den Arbeitsumfang 
ermitteln zu können, wird davon ausgegangen werden 
können daß für die Eintragung in das von Amts we­
gen zu' erstellende Wählerverzeichnis auf Grund der 
derzeitigen Altersgliederung innerhalb der Landeskir­
che etwa 70 °/o sämtlicher Gemeindeglieder in Frage 
kommen werden. 
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. (6) Das Verzeichnis der Gemeindeglieder kann aus­
nahmsweise als Wählerverzeichnis verwendet werden, 
wenn die Wahlberechtigten eindeutig gekennzeichnet 
werden können, das Verzeichnis keine vertraulichen · 
Eintragungen aufweist und Platz für Vermerke über 
die Prüfung der Wahlberechtigung, die Ausgabe von 
Briefwahlscheinen und .die Stimmabgabe vorhanden ist. 

(5) Die den Eintragungen in das Wählerverzeichnis 
zugrunde liegenden Unterlagen werden solange &is 
wahr unterstellt werden können, als nicht das Gegenteil 
bekannt wird oder erhebliche Zweüel gegen die B,ichtig­
keit bestehen. Von notwendig werdenden Berichtigun­
gen, die der Vertrauensausschuß ·nach § 11 Abs. 1 Satz 2 
vornimmt, werden die Betroffenen nicht verständigt. 

(6) Der Vertrauensausschuß gibt in der 2. Kanzelab­
kündi,gun,g zum Wahlverfahren (vgl. Nr. 10 Abs. 7) un­
ter Hinweis auf ·di-e Möglichkeit zur Einlegung von Ein­
sprüchen bekannt, wann die Frist zur Auslegung des 
Wählerverzeichnisses beginnt und endet und wo und zu 
welcher Zeit das Wählerverzeichnis eingesehen werden 
kann; Nr. 10 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Das Wählerverzeichnis kann nach Ab1auf der Aus­
legungsfrist noch geändert werden, wenn Anträge auf 
nachträgliche Eintragung in das Wählerverzeichnis nach 
§ 11 Abs. 3 gestellt werden oder das Verfahren über den 
Einspruch gegen eine Eintragung .in das Wählerver­
zeichnis nach § 11 Ab.5. 4 abgeschlossen Wlird. Wenn ein 
Antrag .auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erst 
während der Wahlhandlung gestellt Wird, steht es nach 
§ 11 Ab.5. 6 jm Ermessen des Wahlausschusses, ·ob er 
dem Antrag stattgeben will; er darf ihm nur stattge­
ben, wenn die Wahlberechtigung offenkundig gegeben 
ist, also keinerlei Ermittlungen nötig werden. 

(8) Um nach Ablauf der Auslegungsfrist sofort die 
Einladungen zur Wahl hinausgehen lassen zu können, 
werderi. zweckmäßigerweise die Einladungsschreiben, die 
nach§ .11 Abs. 5 Satz 2 als Ausweis bei der .Wahlhand­
lung dienen, schon während des Laufes der Auslegungs­
frist fertiggestellt. Die Einlachmgen können durch die 
Post oder durch Boten übersandt werden. Die Wahl­
einladung erfolgt außerdem in der 3. Karu:elabkündi­
gung zum Wahlverfahren und auf sonstige geeignete 
Weise; Nr. 10 Abs. 2 Satz 2 g'ilt entsprechend. 

. Zu§ 12 Nr. 12 

. Wählerverzeichnis auf Grund Anmeldung 

(1) Wenn der Kirchenvorstand nach § 7 Abs. 2 be­
. schlossen hat, daß das Wählerverzeichnis auf Grund 
Anmeldung angelegt wird, hat sich der Vertrauensaus­
schuß nach Aufstellung des Zeitplanes ü-ber die nähere 
Gestaltung des Anmeldeverfahrens schlüssi<g zu wer­
den; er wird dabei bestrebt sein, den besten Weg .zu 
finden, damit möglichst viele Gemeindeglieder sich ZJUm 

Wählerverzeichnis anmelden. Dem Vertrauensausschuß 
ist weitgehend freie Hand gelassen, um eine den ört­
lichen Bedürfnissen und Verhältnissen gemäße Rege­
lung zu treffen. Vorgeschrieben ist nur, daß die An­
meldung nicht nur durch Famil'ienan,gehöriige, sondern 
auch durch Beauftragte erfolgen kann (§ 12 Abs. 1 
Satz 2). 

(2) Folgende Möglichkeiten für das Anmeldeverfah- · 
ren werden zur Auswahl empfohlen: 

a) Anmeldung mit Anmeldekarte: 
Die Anmeldekarten werden im Pfarramt, bei Got­
tesdiensten und kirchlichen Veranstaltungen aufge­
legt. Wenn die gemeindlichen Verhältnisse es zulas­
sen, werden den wahlberechtigten Gemeindegliedern 
Anmeldekarten durch die Post oder durch Boten 
übersandt. 

Die Anmeldekarte wird beim Pfarramt oder bei 
einer vom Vertrauensausschuß bestimmten Anmel­
destelle ausgefüllt und unterzeichnet. Die ausgefüllte 
und unterzeichnete Anmeldekarte kann auch dem 
Pfarramt durch die Post oder durch Boten zugeleitet 
werden. 

Der .Yertrauensausschuß kann beschließen, daß eine 
Anmeldebestätigung ausgegeben wird, die als Aus­
wei,s bei der Wahlhandlung dient. 

b) Anmeldung mit Anmeldeliste: 

Bei Verzicht auf Anmeldekarten wird eine Anmelde­
liste nach Muster des Wählerverzeichnisses verwen­
det. Die Anmeldeliste wird beim Pfärramt, bei Got­
tesdiensten und kirchlichen Veranstaltungen aufge­
legt. Auch können Beauftragte mit der Anmeldeliste 
die Kirchengemeindeglieder aufsuchen, damit diese 
sich . eintragen. Die Anmeldung erfolgt durch Lei-· 
stung der Unterschrift in der Anmeldeliste. Eine 
schrütliche Anmeldebestätigung entfällt. Auf Grund 
der Anmeldeliste wird das Wählerverzeichnis er­
stellt. 

c) Verwendung der Anmeldeliste als Wählerverzeichnäs: 

In leicht übersehbaren Gemeinden kann die Anmel­
deliste unmittelbar als Wählerverreichnis verwendet 
werden, sofern besondere Spalten für Vermerke über 
die Prüfung der Wa:hlberechti,gun,g, di-e Ausgabe von 
Briefwahlscheinen und die Stimmabgabe vorgesehen 
sind. 

(3) Der Vertrauensausschu,ß bestimmt Beginn und 
Ende der Anrneldefr-ist und gibt für die Anmeldung 
Ort, Zeit und Verfahren in der 1. Karu:elabkündigung 
(vgl. Nr. 10 Abs. 1) bekannt; Nr. 10 Abs. 2 Satz 2 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, daß nach § 12 Abs, 2 
Satz. 2 die wahlberechtigten Kirchengeme~glieder be­
sondere Mitteilungen entweder mit der Post oder durch 
Boten erhalten sollen, wenn die gemeindlichen Verhält- . 
nisse es zulassen. 

(4) ·Wenn bei der Anmeldung nach Ab.5. 2 Buchst. a 
oder b verfahren Wiird, hat der Vertrauensausschuß zu 
bestimmen, ob das Wählerverzeichnis in Form einer Li­
ste oder Kartei angelegt wird. Für die Gestaltung des 
Wählerverzeiclµlisses und das weitere Verfahren gilt 
im übrigen Nr. 11 Abs. 2 und 3 Satz 1 entsprechend. 

(5) Die überprüfung der Anmeldung durch den Ver-. 
trauensausschuß kann schon während des Laufes der 
Anmeldefrist aufgenommen werden. Die gemachten An­
gaben werden solange als wahr unterstellt werden 
können, als nicht das Gegenteil bekannt wird ·oder er­
hebliche Zweifel gegen die Richtigkeit bestehen. 

(6) Wenn die Wahlberechtigung der zum Wählerver­
zeichnis angemeldeten Kirchengemeindeglied.er nach § 12 
Abs. 3 ·vom Vertrauens.ausschuß fest.gestellt ist, gibt er 
in der 2. Karu:elabküridigung zum Wahlverfahren (vgl. 
Nr. 10 Ab.5. 7) unter Hinweis auf die Möglichkeit zur 
Einlegung von Einsprüchen bekannt, wann die Frist zur' 
Auslegung des Wählerverzeichnisses beginnt und endet 
und wo und zu welcher Zeit das Wählerverzeichnis ein­
gesehen· werden kann; Nr. 10 Abs. 2 Satz 2 gilt ent-

. sprechend. 

(7) Der Vertrauensausschuß lädt nach Ablauf der 
Auslegungsfrist . in der 3. Karu:elabkündigung zum 
Wahlverfahren die im Wählerverzeichnis eingetvagenen 
Kirchengemeindeglieder zur Wahl ein; Nr . . IQ Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Wenn der Vertrauensausschuß 
beschlossen hat, daß . Anmeldebestätigungen als Aus­
weise bei der Wahlhandlung ausgegeben werden, gilt 
die übermittlung der Wahlausweise als Wahleinladung. 
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(8) Wird ein Antrag auf Eintragung in das Wähler­
verzeichnis nach Ablauf der Auslegungsfrist gestellt, so 
steht es im Ermessen des Vertrauensa\JS6Chusses, ob er 
dem Antrag stattgeben will. Das gleiche ,gilt für den 
Wahlausschuß, wenn ein Antrag auf Eintragung erst -
während der Wahlhandlung gestellt wird; dem Antrag 
darf nur stattgegeben werden, wenn die Wahlberechti­
gung offenkundig gegeben ist, also keinerlei Ermittlun­
gen nötig werden. 

Zu§ 13 Nr. 13 · 

Wahlzeit und Wahlraum 
. . 

· (1) Mit der Wahlzeit wird auch der Wahlraum vom 
Vertrauensausschuß bestimmt. Als Wahlraum wird sich 
in der Regel ein gemeindlicher Raum eignen; von der 
Durchführung der Wahl im gottesdienstlichen Raum 
sollte abgesehen werden. 

(2) Der Vertrauensaussch.uß sorgt für die Bereitstel­
ltmg der für die Abstimmtmg, insbesondere für deren 
Geheimhaltung notwendigen Einrichtungen und hält die 
Stirrunzettel mit dem Wahlvorschlag in ausreichender 
Zahl bereit. · 

Zu§ 14 Nr. 14 

Briefwahl 

(1) Die wahlberechtigten Kirchengemeindeglieder 
wercren ·bei der Bekanntgabe der Anordnung der Kir­
chenvorsteherwahlen und bei der Einladung zur Wahl 
auf die Möglichkeit der Briefwahl hingewiesen. 

(2) Die Briefwahl ist vor allem für die Fälle von Ver­
hinderung durch Krankheit, Alter und Ortsabwesenheit 
vorgesehen. Wer einen Briefwahlschein nach § 14 Abs. 1 
Satz 1 beantragt, braucht jedoch nicht anzugeben, wair­
um er verhindert ist, zur Wahl zu kommen. 

(3) Als Wahlumschlag für den Stimmzettel kann ein 
Briefumschlag dienen, der mit der Aufschrift „Wahlum­
schlag" versehen und gesiegelt wird. 

Zu§ 15 Nr. 15 

Wahlhandlung 

(1) Der Wahlausschuß achtet darauf, daß die Wahl in 
gehöriger. Ordnung und unter Geheimhaltung der 
Stimmabgabe vor sich geht. Vor Beginn der Wahlhand­
lung hat sich der Wahlausschuß davon zu überzeugen, 
daß die Wahlurne leer ist. 

(2) Der Wahlberechtigte erhält vom Wahlaussehuß den 
Stimmzettel und füllt ihn im Wahlraum aus. Er nennt 
seinen Namen, zeigt in Kirchengemeinden, in denen 
Auswe'ise für die Wahlhandlung ausgegeben wwden, 
diesen Wahlausweis vor und übergibt den gefalteten 
Stimmzettel. Erforderlichen.fall,; hat sich der Wähler be­
sonders auszuweisen. Die Stimmabgabe wird im Wäh­
lerverzeichnis vermerkt und der Stimmzettel in die 
Wahlurne eingeworfen. . 

(3) Der Wahlausschuß öffnet die bis Ende der Wahl­
zeit eingegangenen Wahlbriefe, entnimmt ihnen den 
Briefwahlschein und den amtlichen Wahlumschlag und 
priüt, ob die im Briefwahlschein genannten Wähler im 
Wählerverzeichnis mit dem Vermerk der Ausstellung 
eines Briefwahlscheines eingetragen sind; anschließend 
wird nach § 15 Abs. 4 Satz 2 verfahren. Die Zahl der 
Wahlwnschläge, die keinen Stirrunzettel enthalten, wird 
festgestellt. 

(4) Die Wahlurnen müssen nach § 15 Abs. 5 verschlos­
sen und vom Vorsitzenden sicher verwahrt werden, 
wenn nicht der Vertrauensausschuß unmittelbar im 
Anschluß an die Wahlhandlung des Wahlergebnis er­
mittelt. · 

Zu §§ 16 und 17 Nr. 16 

Ermittlung des Wahlergebnisses 

(1) Die Sitzung des Vertrauensausschusses, in der über 
die Gültigkeit der Stimmabgabe und Fest.stellung des 
Wahlergebnisses beschlossen w.ird,. soll möglichst am 
Wahltage stattfinden. Im Falle des § 9 Abs. 5 Satz 2 
soll sich die Sitzung an die Wahlhandlung anschließen. 

(2) Zur Ermittlung des Wahlergebnisses . werden die 
abgegebenen Stimmzettel gezählt, gemäß § 16 Abs. 1 

. auf ihre Gültigkeit übeq:irüft und gegebenenfalls be-­
schlußmäßig für · ungültig erklärt, wobei di~ Stimm­
zettel gesondert der Niederschrift beigefügt werden. Auf 
die· Gültigkeit der Stimmzettel hat die Form der Kenn­
zeichnung keinen Einfluß, auch wenn ein Platz zum 
Ankreuzen vorgesehen ist. Auch durch Streichen von 
Namen kann rechtsgültig gekennzeichnet werden; je­
doch dürfen nicht zu viele Namen gekennzeichnet sein, 
da dadurch der ganze ,Stimmzettel nach § 16 Abs. l 
Nr. 3 ungülti~ wird. · 

(3) Anschließend werden die Stimmzettel gemäß § 16 
Abs. 2 daraufhin überprüft, ob nicht einzelne Namen 
bei der Zählung außer Betracht zu lassen sind Diese 
Namen werden zweckmäßigerweise mit Farbstift ausge 
strichen. 

(4) Scllließlich wird durch Zählung und Nachzählung 
ermittelt, wie viele Stimmen die einzelnen Vorgeschla­
genen erhalten haben, und das Wahlergebnis nac11 § 1• 
Abs. 2 festgestellt .. 

(5) Werden Stimmbezirke mit eigenen Kirchenvorste­
hern nach § 5 Abs. 3 gebildet, ergeben sich für dif 
-Stimmabgabe der Wähler keine Besonderheiten. Dage­
gen hat der Vertrauensalisschuß_ die Sonderregelung 
nach § 17 Abs. 3 zu beachten. Wenn der Vertrauens­
ausschuß ermittelt hat, wie viele Stimmen die einzelnen 
auf dem Wahlvorschlag aufgeführten Kirchengemeinde­
glieder erhalten habeh, scheidet er aus der Gesamtliste 
für jeden Stimmbezirk mit eigenen Kirchenvorstehern 
die aus ihm vorgeschlagenen Kirchengemeindeglied.er _ 
aus und stellt das Wahlergebnis für die einzelnen 
Stimmbezirke mit eigenen Kirchenvorstehern fest. Wenn 
nicht der gesamte Kirchengemeindebezirk in Stimmbe­
zirke mit eigenen Kirchenvorstehern aufgeteilt ist (vgl. 
Nr. 5 Abs. 2), wird anschließend festgestellt, welche von 
den auf der Gesamtliste verbliebenen Kirchengemeinde­
glied.ern noch zu Kirchenvorstehern gewählt sind. 

(6) In§ 17 Abs. 4 ist festgelegt, daß nicht mehr alle in . 
den Wahlvorschlag aufgenommenen Kirchengem~de­
glieder Ersatzleute werden, wenn sie nicht z.u Kirchen­
vorstehern gewählt sind, sondern daß nur die gleiche 
Zahl zu Ersatzleuten gewählt ist, wie Kirchenvorsteher 
nach § 28 KGO vorgesehen sind. Ersatzleute werden im 
Rahmen des § 17 Abs. 4, ohne Rücksicht auf cUe Zuge­
hörigkeit zu Stimmbezirken mit eigenen Kirchenvorste­
hern, diejenigen Vorgeschlagenen mit der höchsten 
Stimmenzahl, die nicht Kirchenvorsteher geworden sind. 
Die Zahl der Ersatzleute vermindert sich im Laufe des 
Wahlzeitraumes, wenn Ersatzleute etwa nach § 24 Abs. 1 
als l{.irchenvorsteher nachrücken oder durch Tod oder 
Wegzug aus der Gemeinde ausscheiden. 

Zu§ 19 Nr. 17 

Bekanntgabe der Namen 
der gewählten Kirchenvorsteher . 

Der .Vertrauensausschuß ~bt in geeigneter Weise, 
möglichst in einer 4. Kanze1abkündigung zum Wahlver­
fahren, einen Teil des Wahlergebnisses bekannt, näm­
lich die Namen der gewählten Kirchenvorsteher. Durch 
diese 1Bekanntgabe wird die Frist zur .Anfechtung des 
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Wahlergebnisses nach § 20 Abs. 1 in Lauf gesetzt. Die 
öffentliche Bekanntgabe der auf die Gewählten ent­
fallenen Stimmenzahlen ist .gesetzlich nicht vorgesehen 
und in der Regel nicht zu empfehlen. Die Namen der 
Ersatzleute werden ,gemäß § 21 Abs. 5 erst bekanntge­
geben, wenn der Kirchenvorstand durch Berufung von 
Kirchenvorstehern vollständig geworden ist. 

Zu§ 21 Nr. 18 

Ergänzung des Kirchenvorstandes durch Berufung 
von Kirchenvorstehern 

(1) Da bei den Kirchenvorsteherwahlen nach den bis- . 
herigen Erfahrungen öfters Kirchengemeindeglieder, de­
ren Mitwirkung im Kirchenvorstand im besonderen In­
teresse der Gemeinde gelegen· wäre, nicht zum Zuge 
kommen, gibt die neue Form der Berufung eines Teiles 
der Kirchenvorsteher nach der Wahl gemäß § 2 Abs. 3 
mit § 21 die Gelegenheit, den Kirchenvorstand in sinn­
voller Weise zu ergänzen. Das Gesetz läßt dem Beru­
fungsorgan, das nach § 2 Abs. 3 aus den dem Kirchen­
vorstand nach § 27 Abs. 1 Buchst. a KGO angehören­
den Mitgliedern und den gewählten Kirchenvorstehern 
besteht, Freiheit; es können sowohl aus den Ersatzleuten 
wie aus den sonstigen wählbaren Kirchengemeindeglie-

. dem geeignete Persönlichkeiten in den Kirchenvorstand 
berufen werden. Da,s Berufungsorgan wird sich daher 
zunächst darüber klar werden, in welcher Hinsicht die 
Zusammensetzung des Teilkirchenvorstandes nicht be­
friedigt; dabei sollte auch überlegt werden, ob durch 
Berufung der ersten Ersatzleute der ·Kirchenvorstand 
sinnvoll vervollständigt werden kann. 

(2) Die Berufungsverhandlungen müssen beschleunigt 
abgewickelt werden, damit die Einführung und Ver­
pflichtung der Kirchenvorsteher zeitgerecht durchgeführt 
werden kann. Der Vorsitzende des Berufungsorgans, 
der gleichzeitig Vorsitzender des Vertrauensausschusses 
ist, ist nach§ 21 Abs. 4 verpflichtet, den Vertrauensaus­
schuß umgehend einzuberufen, wenn die Berufungsver­
handlungen nicht innerhalb von 10 Tagen 11ach Ablauf 
der Frist für die Wahlanfechtung zu einem Ergebnis 
geführt haben. 

Zu§ 22 Nr. 19 

Einführung und Verpflichtung der Kirchenvorsteher 

(1) Nach § 22 in Verbindung mit § 31 Abs. 1 KGO 
werden die gewählten und berufenen Kirchenvorsteher 
gemeinsam · im Hauptgottesdienst nach der Agende in 
ihren Dienst eingeführt. Sie verpflichten sich durch Ge­
löbnis und Handschlag, 1hr Amt recht zu führen. 

(2) Die Einladung der Gemeinde zur Einführung und 
Verpflichtung der Kirchenvorsteher wird möglichst in 
einer 5. Kanzelabkündi.gung vorgenommen, mit der die 
Bekanntgabe der Namen der nach§§ 20 und 21 gewähl­
ten und berufenen Kirchenvorsteher sowie der Ersatz­
leute verbunden werden kann (§ 21 Abs. 5): 

(3) Über die Vornahme der Verpflichtung fertigt der 
Vorsitzende des Kirchenvorstandes einen Vermerk, in 
dem die verpflichteten Kirchenvorsteher namentlich 
aufgeführt sind. 

(4) Kirchengemeindeglieder, die nach § 24 bei vorrei­
tigem Ausscheiden von Kirchenvorstehern an deren 
Stelle treten, sollen nach § 31 Abs. 2 KGO im Haupt-· 
gottesdienst nach der Agende in ihren Dienst eingeführt 
und verpflichtet werden; Einführung und Verpflichtung 
können auch in einer Sitzung des Kirchenvorstandes er­
folgen. 

Zu§ 23 Nr. 20 

· Anzeige der Wahl und Berufung der Kirchenvorsteher 
sowie der Veränderung im Kirchenvorstand -

Wahlprüfung 

(1) Bei der Vorlage der Verhandlungen über die Wahl 
und Berufung der Kirchenvorsteher an den Dekan nach 
§ 23 Abs. 1 ist eine .Liste der Kirchenvorsteher und der 
Ersatzleute in dreifacher Fertigung beizufügen. · 

(2) Der Dekan zeigt den ordnungsgemäßen Verlauf 
der Wahlen über den Kreisdekan der kirchlichen Auf­
sichtsbehörde (Landeskirchenstelle für die Kirchenge­
meinden, Landeskirchenrat für die Gesamtkirchenge­
meinden) unter Beigabe zweier Ausfertigungen der in 
Abs. 1 erwähnten Liste an. Die zweite Ausfertigung 
nimmt der Kreisdekan zu seinen Akten. 

(3) Der Vorsitzende des Kirchenvorstandes ist ver­
pflichtet, Veränderungen in der Zusammensetzung der 
Kirchenvorsteher über den Kreisdekan der Aufsichts­
behörde unter Angabe des Grundes für die Verände­
rung mitzuteilen. 

(4) Der Kirchenvorstand kann nach § 26 den Schieds­
ausschuß anrufen, wenn der Anordnung einer Neuwiµtl 
nach § 23 Abs. 2 Satz 2 aus Rechtsgründen nicht zuge­
stimmt wird . 

Zu§ 24 Nr. 21 

Vorzeitiges Ausscheiden von Kirchenvorstehern 

(1) Wenn ein Kirchenvorsteher während des Wahl­
zeitraumes vorzeitig ausscheidet, hat der Kirchenvor­
stand festzust:ellen, ob es sich um einen gev,ählten oder 
berufenen Kirchenvorsteher handelt. Während berufene 
Kirchenvorsteher im Wege des Berufungsverfahrens nach 
§ 21 Abs. 2 und 3 ersetzt wer-den, kann bei Ausscheiden 
von gewählten Kirchenvorstehern der Kirchenvorstand 
keine Auswahl unter den Ersatzleuten treffen, sondern 
hat auf Grund des Wahlergebnisses festzustellen, ·wel­
cher Ersatzmann nach seiner Stimmenzahl gemäß § ·24 
Abs. 1 nachrückt. 

(2) Bei Ausscheiden eines gewählten Kirchenvorste­
hers aus einem Stimmbezirk mit eigenen Kirchen.vor­
stehern rückt nach § 24 Abs. 2 Satz 2, wenn ein Ersatz­
mann aus dem betreffenden Stimmbezirk vorhanden 
ist, dieser nach; ·sonst kann der Kirchenvorstand wähl­
bare Kirchengemeindeglieder aus dem Stimmbezirk in 
den Kirchenvorstand wählen. Im übrigen steht dem Kir­
chenvorstand nach § 24 Abs. 2 Satz 1 ein Wahlrecht nur 
zu, wenn überhaupt keine Ersatzleute mehr vorhanden 
sind. Auf Nr. i6 Abs. 6 wird zur Beachtung verwiesen. 

Zu§ 25 Nr. 22 

Niederschriften - Ausscheiden von Schrift.gut 

(1) Die von den Vertr.auensausschüssen und Wahlaus­
schüssen zu erstellenden Niederschriften werden vom 
Vorsitzenden und wenigstens zwei weiteren Mitgliedern 
unterschrieben; das gleiche gilt für die vom Vorsitzen­
den des Kirchenvorstandes zu erstellende Niederschrift 
über die Berufung von Kirchenv-0rstehern nach § 21. 

(2) Zur leichteren Durchführung der Wahlgeschäfte 
und deren Überprüfung fertigt der Vorsitzende des Kir­
chenvorstandes eine Darstellung des Ganges der ge­
samten ·wah1geschäfte. 

(3) Die Stimmzettel können ausgeschieden werden, 
wenn die Verhandlungen über die Wahl und Berufung 
der Kirchenvorsteher abschließend überprüft sind. Die 
Wählerverzeichnisse und das übrige Schrift.gut können 
nach Ablauf von .zwei J~en ausgeschieden werden mit 
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Ausnahme <k!r Niederschriften nach § 25 und der Prü­
fungsbescheide, die dauernd aufzubewa~ren sind. 

Nr. 23 

Wahlmappe mit Mustern 

Der Landeskirdlenrat gibt für die Kirchengemeinden 
eine Wahlmappe mit Mustern der für die Wahlen vor­
gesehenen Kanzelabkündigungen, Formulare und Nie­
derschriften heraus. 

München , de~ 1. August 1969 

I. A: Dr. Karg 

Kirchengesetz der Braunschw.eigischen 
ev.-lutb. Landeskirche zur Änderung der Verfassung. 

Vom 23, Juni 1969 

(Nachdruck aus KABl. S. 28) 

Die Landessynode· hat mit verfassungsändernder 

Mehrheit das folgende Kircbengesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

§ 1 

§ 26 der Verfassung der Braunschweigischen evange­
lisch-lutherischen Landeskirche vom 23. Januar 1922 
(Amtsbl. 1923 S. 2) erhält fo1gende Fassung: 

,,Die Landessynode besteht aus gewählten und be­
rufenen Aibgeordneten. Die Gesamtzahl der Abgeord­
neten beträgt 46, von denen 42 gewählt und 4 beru­
fen werden." 

§ 2 

Dieses Kirchengesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft. 

W o 1 f e n b ü t t e 1 , den 23. Juni 1969 

Braunschweigische 
evangelisch-lutherische Landeskirche 

Kirchenregierung 

Dr. He in t ze 

c) P e r so n a 1 r e c h t 

Verordnung der Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig­
Holsteins zur Änderung der Ordnung für die 
theologischen Prüfungen vom 30. April 1965 

(Kircbl, Ges.- u. v,-;Bl. S. 1_07) 

vom 22, August 1969 

(Nachdruck aus KGVBl. S, 113) 

Artikel I 

§ 7 der Ordnung für die theologischen Prüfungen 
wird geändert und erhält folgende Fassung: 

,,(1) über den Gang <k!r mündlichen Prüfung e'ines 
jeden Kandidaten und ihr .Ergebnis ist eine Nieder­
schrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und 
einem Mitglied der Prüfungskommi,ssion zu unterschrei­
ben ist. 

(2) Der Vorsitzende hat 

a) be'i der ersten theologischen Prüfung Studenten, die 
sich bereits zur Prüfung gemeldet haben, und 

b) bei der zweiten theologischen Prüfung Kandidaten 
des Predigtamtes, die sich voraussichtlich innerhalb 

des nächsten halben Jahres zur Prüfung melden 
werden, 

als Zuhörer zuzulassen. Im übrigen können auf Antrag 
bei den beiden theologischen . Prüfungen als · Zuhörer 
auch Personen zugelassen werden, die ein berechtigtes 
Interesse an der Prüfung haben. 

(3) Durch Zulassung von Zuhörern darf die ord­
nungsmäßige Durchführung der Prüfung nicht beein­
trächtigt werden. Bei der Entsch.eidung über die Zu­
lassung soll der Vorsitzende auf Wünsche · der Prüf­
linge in angemessener Weise Rücksicht nehmen. Die 
Namen der zugelassenen Zuhörer -sind in einer beson-
deren Niederschrift zu vermerken." · 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 

K i e 1 , den 8. September 1969 

Die Kirchenleitung 

Dr. Hübner 

VII. Vereinigte. Evangelisch-Lutherische Kirche 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

c) A u ,s d e n G 1 i e d k i r c h e n 

bb) Gemeindedienst 

Visitationsordnuog der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen. 

(Nachdruck aus KABl. S. 142) 

beschlossen : 

· Visitationsordnung 

§ 1 
Der Landeskirchenrat hat in Durchfilhrung der §§ 59 

Albsatz 4, 82 Absatz 2 Ziffer 13 und 89 Aibsatz 1 der Ver­
fassung der Evangelisch-Lutherischen Kirdle in Thü­
ringen vom 2. November 1951 folgende 

. (1) Die Ordnung der Visitation geht davon aus, daß 
die einzelne Gemeinde zwar ganz Kirche, aber nicht 
die ganze Kirche ist , in der sie ihren Ort hat, und daß 
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sich daraus die Verantwortung fürefoander ergibt. Die 
Evangelisch-Lutherische · Kirche in Thüringen ninunt 
ihre kirchenleitende Verantwortung den Kirchgemein­
den gegenüber unter anderem durch die Visitation 
wahr. Diese ist als stärkende Fürsorge für die einzelne 
Gemeinde, ihre Glieder, Mitarbeiter und Amtsträger in 
Beratung, Mahnung und Tröstung zu verstehen. 

(2) Die Visitation der Kirchgemeinde erstreckt sich 
. auf ihr .gesamtes geistliches Leben und ihren äußeren 
Zustand. Daneben erfolgen vi.sitatorische B~suche (Zwi­
schenvi.sitationen), die Teilgebiete des Lebens der Kirch­
geineinde erfassen. 

(3) Die Visitation der Superintendenten bezieht sich 
in erster. Linie auf die geistliche Zurüstung und die 
Tätigkeit der Kirchenältesten, Mitarbeiter und Amts­
träger. Sie kann erweitert werden auf die Vi.s'itation 
aller oder ei.nes Teils der Kirchgemeinden in der Su- . 
perintendentur. 

I. Abschnitt 
Visitation der Kirchgemeinde 

§ 2 

(1) Die Superintendenten visitieren gemeinsam mit 
den Vorständen der Kreiskirchenämter regelmäßig die . 
Kirchgemeinden der Superintendentur. Die Vi.sitation 
erstreckt sich auf das gesamte zu einem Pfarramt ge­
hörende Kirchspiel, sofern nicht Tochtergemeinden und 
einbezogene Gemeinden besonders visitiert werden. 

(2) Die zu Visitatoren bestellten Mitglieder des Lan-
. deskirchenrats halten im Einvernehmen und unter Mit­

wirkung der Vorstände der Kreiskirchenämter Visita­
tionen in ihrem Aufsichtsbezirk ab. Die Kirchgemein­
den, in denen der Superintendent eine Pfarrstelle inne­
hat, werden von ihnen regelmäßig visitiert. 

(3) Der Landesbischof hat das Recht, alle Kirchge­
meinden der Lande.skirche zu visitieren. Die Visitatoren 
und andere Mitglieder des Landeskirchenrates können 
zur Mitwirkung herangezogen werden. Der Vorstand 
des zuständigen Kreiskirchenamts wirkt an der Visita­
tion .mit. Ebenso ist der zuständige Superintendent an 
den Vi.&tationen des Landesbischofs und der Visitato­
ren zu betei.Ugen, sofern er nicht selbst visitiert wird. 

(4) Bei jeder Visitation sind fachkundige Mitarbeiter 
(zum Beispiel die F1achberater für KirchenmUBik und 
für Katechetik, der Archivpfleger der Superintenden­
tur, ein Kirchrechnungsprüfer, der Bezirksbaupfleger, 
der zuständige Abteilungsvorsteher und weitere Mit­
arbeiter des Kreiskirchenamts) hinzuzuziehen. Aus den 
Beteiligten kann vom Visitierenden · eine Visitations­
kommission unter seinem Vorsitz gebildet werden. 

§ 3 

(1) · Die Visitationen werden nach einem Plan durch­
geführt, der gemeinsam von den Visitatoren, Superin­
tendenten und Vorständen der Kreiskirchenämter je- · 
weils in ihrem Zuständigkeitsbereich für ein oder meh-

. rere Jahre festgelegt wird. Die Visitationspläne sind 
dem Landeskirchenrat mitzuteilen. 

(2) Jede Kirchgemeinde ist mindestens l!.lle acht Jahre 
zu visitieren, nach Möglichkeit jedoch in kürzeren Ab­
ständen. Die planmäßige Visitation einer Kirchgemein­
de ist auszusetzen, wenn die zuständige Pfarrstelle un­
besetzt ist oder vikarisch verwalt~t wird. Sie kann nach 
dem Wechsel des zuständigen Pfarrers auf ein Jahr 
ausgesetzt werden. 

. (3) Visitationen des Lande.sbischofs werden von die­
sem auf Vorschla,g oder nach Anhören des zuständigen 
V,isitators festgelegt. 

§ 4 

(1) Die Visitation erstreckt sich auf mehrere Tage. 

(2) Der Zeitpunkt der Visitation wird nach Fühlung­
nahme mit den zu visitierenden Kirchgemeinden mög­
lichst frühzeitig von dem Visitierenden im Einverneh­
men mit dem Vorstand des Kreiskirchenamt.s festgelegt. 
Vorschläge der Kirchgemeinden sollen hierbei beachtet 
werden . 

(3) Der festgelegte Zeitpunkt ist spätestens drei Mo­
nate vor dem Visitationsbeginn dem Pfarramt schrift­
lich mitzuteilen. Dieses hat umgehend alle unmittelbar 
Beteiligten in den Kirchgemeinden, insbesondere die 
Mitglieder der Gemeindekirchenräte und die Mitarbei­
ter, davon zu unterrichten. · 

§ 5 

(1) Die Gemeindekirchenräte haben zur Vorbereitung 
der Visitation einen Gemeindebericht zu erstatten. Er 
ist anhand eines Frl!.genkatalogs auszuarbeiten, der ih­
nen drei Monate vor Visitationsbeginn zugeleitet wird 

(2) Die Gemeindeberichte sind dem Visitierenden spä­
testens vier Wochen vor der Visitation in dreifacher 
Ausfertigung vorzulegen. Den Berichten sind Listen der 
Kirchenältesten, der Mitarbeiter der Kirchgemeinden 
und der ehrenamtlich tätigen Gemeindeglieder beizufü­
gen. 

(3) Vier Wochen vor der Visitation haben die Pfarrer 
den Visitierenden die Ausarbeitung einer von ihnen im 
letzten Jahr gehaltenen Predigt und einer Kasualan­
sprache vorzulegen. Von allen mit der kirchlichen Un­
terwel.sung Beauftragten ist ferner je eine Unterrichts­
skizze einer im Laufe des Jahres gehaltenen Christen­
lehre- . oder Konfirmandenstunde einzureichen. Die 
Manuskripte der im Verlauf der Visitation zu halten­
den Predigten sind den Visitierenden jeweils zwei Tage 
vor dem Gottesdienst vorzulegen. 

§ 6 

(1) Der Verlauf der Visitation ist vier Wochen vorher 
von den Visitieren.den mit allen Beteiligten festzulegen. 

(2) In den letzten vier Wochen vor dem Visitations­
sonntag ist die Gemeinde 'in geeigneter Form (Abkündi­
gung, kirchliches Nachrichtenblatt, Aushänge) auf die 
Vi,sitation und ihre Bedeutung hinzuwei,sen und zur 
Fürbitte aufzurufen. 

(3) Die Vi.sitierenden fübren in dieser Zeit vorberei­
tende Einzelgespräche mit den Pfarrern, den stellver­
tretenden Vorsitzenden der Gemeindekirchenräte, ge­
gebenenfalls auch mit anderen Kirchenältesten und mit 
den Mitarbeitern. Diese Gespräche sind nach Möglich­
keit mit einem Besuch der Genannten und ihrer Fami­
lien zu verbinden. 

(4) Die Visitierenden stehen außerdem in dieser Zeit 
wie .auch während der Vis~tation den Gemeindegliedern 
für Einzelgespräche zur Verfügung. Die Gemeinden sind 
darauf durch ·Abkündigung hinzuweisen. 

§ 7 

(1) Die Visitation erstreckt sich auf 

Gottesdienst, 
Katechumenat, . . 
seelsorgerliche und missionarische Tätigkeit, 
äußere Ordnung und Verwaltung, 
Diakonie wid Dienst in der Gemeinde. 

(2) Der Visitationsgottesdl.enst bildet den Mittelpunkt 
der Visitation. Er wird am Visitation.ssonntag in der 
Regel als festlich gestalteter Sakramentsgottesclienst 
gefeiert. Die Leitung liegt beim visitierten Pfarrer, der 
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' 
auch die Predigt hält. Der Visitierende richtet eine An-
sprache an die Gemeinde. Er besucht außerdem den 
Kinde11gottesdienst und in Kirchgemeinden mit mehre­
ren Pfarrern weitere Gottesdienste, die von den ande­
ren Pfarrern geleitet werden. In Gottesdiensten, die im · 
Rahmen der Visitation in .Tochtergemeinden oder Ne­
benkirchen stattfinden, kann der Visitierende den Pre­
digtdienst selbst übernehmen. 

(3) Der Visitierende besucht Christenlehre- und Kon­
firmandenstunden aller mit der Unterweisung Beauf­
tragten und nimmt an einer Veranstaltung der konfir­
mierten Jugend teil. Er spricht in allen Veranstaltungen 
zu den Teilnehmern. l\fit dem Pfarrer wird der Kate­
chumenat für Erwachsene eingehend besprochen. 

(4) Die Visitation der äußeren Ordnung und der Ver­
waltung, für die der Vorstand des Kreiskirchenamts ge­
meinsam mit dem Visitierenden verantwortlich ist, be­
steht aus der Besichtigung der Kirchen und der anderen 
kircheneigenen Gebäude mit ihrem Inventar, des Fried­
hofs und -dPT. sonstieen kirchlichen Eiru'ichtungen, aus 
der Prüfung der Pfarramtsgeschäftsfilhrung, des Pfarr­
archivs und der Finanzverwaltung, insbesondere der 
Kirchkasse und der anderen kirchlichen Kassen sowie 
aus der Beratung der Visitierten. 

(5) Der Visitierende besucht im Verlauf der Visitation 
gemeinsam mit dem Pfarrer einige· Gemeindeglied.er, 
bei denen ein besonderer Anlaß zum Besuch besteht, 
das älteste Gemeindeglied und in · der Kirchgemeinde 
wohnende Pfarrer im Ruhestand oder Pfarrwitwen. 
Daneben stattet er in der Regel zusammen mit dem 
Vorsitzenden des Gemeindekirchenrats und dessen Stell­
vertreter dem Bürgermeister einen Besuch ab. Im Be­
reich der Kirchgemeinde gelegene diakonische Einrich­
tungen werden ebenfalls besucht. Der Visitierende führt 
dort ein Gespräch mit den Mitarbeitern, überzeugt sich 
vom Stand der Arbeit und hält eine Andacht oder An­
sprache'. 

(6) Im Rahmen der Visitation .findet ein Gemeinde­
. abend unter Leitung des Pfarrers statt. An diesem hält 
der Vtsi.tierende einen Vortrag und geht vor allem auf 
die gesamtkirchliche Arbeit und auf Fragen aus der Ge­
meinde ein. Außerdem sucht er nach Möglichkeit die 
Dienstgruppen der Gemeinde (Helferschaft, Chöre) und 
die Gemeindekreise (Frauenwerk, Männerwerk) auf 
und erörtert mit ihnen ihren Dienst in der Gemeinde. 
Als besondere Möglichkeit bietet sich weiterhin ein Ge­
spräch mit Erwachsenen über Fragen des Glaubens. 

§ 8 
(1) Den Beschluß der Visitation bildet eine Sitzung 

des Gemeindekirchenrats, in Kirchspielen eine -gemein­
same Sitzung der Gemeindekirchenräte der visitierten 
Genu!Inden, unter Teilnahme des Visitierenden. Die Sit­
zung dient der Beratung über das gesamte Leben der 
Gemeinde. Der Aussprache ist der Gemeindebericht zu­
grundezulegen. In dieser Sitzung ist den Kirchenältesten 
auch Gelegenheit zu geben, sich in Abwesenheit des 
Pfarrers über dessen Tätigkeit und über Fragen des 
Gemeindelebens zu äußern. 

(2) Daneben wird den hauptamtlichen Mitarbeitern 
in einer besonderen Besprechung Gelegenheit gegeben, 
dem Visitierenden über ihre Arbeit zu berichten und 
Fragen ihres Dienstes, des Verhältnisses zu Pfarrer 
und Gemeinde, ihrer Weiterbildung und ihrer· Bean­
spruchung zu erörtern. 

(3) Außer dem vorbereitenden Gespräch ist mit dem 
Pfarrer, in Kirchgemeinden mit mehreren Pfarrstellen 
mit allen Pfarrern gemeinsam und einzeln, eine weitere 
Unterredung am Ende der Visitation zu führen, in der 
Fragen der Amtsführung, der Verhältnisse in den Ge­
meinden, der Zusammenarbeit zwischen Pfarrern und 

Mitarbeitern, der theologischen Weiterbildung, der Be­
anspruchung und des persönlichen geistlichen Lebens 
besprochen sowie Ratschläge und sofort nötig erschei­
nende Anweisungen gegeben werden. 

§ 9 

(1) über die einzelnen Teile der Visitation werden 
von den Mitwirkenden Niederschriiten gefertigt., die in 
übersimtlicher Weise ein Bild vom Leben und Zustand 
der Kirchgemeinde geben sollen. · 

(2) Der Superintendent erstattet gemeinsam mit dem 
Vorstand des Kreiskirchenamts auf Grund der Nieder­
smriften einen Visitationsbericht und legt ihn in vierfa­
mer Ausfertigung derri Visitator vor. Die Niedersmrif­
ten sind dem Bericht beizufügen. Hat der Visitator die 
Visitation selbst vorgenommen, so wird auch· der Visi­
tationsbericht von ihm selbst unter Mitwirkung des 
Vorstands des Kreiskirchenaints angefertigt. 

(3) Auf Grund des Visitationsbenchts, rlP.r NiP.rlP.r­
schilift und der sonstigen Unterlagen erteilt der Visitator 
der Kirchgemeinde oder dem Kirchspiel den Visitations­
besmeid. Diesem sind je eine Ausfertigung des Visita­
tionsberichtes· und der Niederschriften beizufügen.. Au­
ßerdem erhält jeder Pfarrer vom Visitator ein Smrei­
ben, dessen Inhalt nur für ihn bestimmt ist. Das Scl1rei­
ben ist nicht zu den Pfarramtsakten zu nehmen. Hat 
der Landesbischof die Visitation vorgenommen, wird 
auch der Visitationsbescheid von "ihm erteilt. 

(4) Der Visitationsbericht ist nach Eingang auf der 
nächsten· Sitzung des Gemeindekirchenrats vom Vor­
sitzenden zu verlesen. Ebenso ist der wesenUime Inhalt 
des Visitationsberichts und der Niederschriften mitzu­
teilen. Der Gemeindekirchenrat hat hierbei festzustel­
len, welche Folgen sicl1 für seine Arbeit und für das 
Gemeindeleben aus der Visitation er.geben. 

(5) Nach Jahresfrist überprüft der Gemeindekirchen­
rat, welche Auswirkungen die Visitation und die gege­
benen Anregungen gehabt haben, und gibt dem Super­
intendenten und dem Vorstand des Kreiskirchenamts 
einen Nachbericht. Von diesem kann für die Abstellung 
schwerwiegender Mängel, die sich bei der Visitation 
herausgestellt haben, eine Frist gesetzt werden. 

§ 10 

(1) In kürzeren Abständen, jedoch mindestens einmal 
zwischen zwei Visitationen, erfolgen durch den Super­
intendenten visitatorische Besume (Zwismenvisitati<>­
nen) der Kirchgemeinden. Die Besuche können unange­
meldet stattfinden. Wenn es notwendig erscheint, sind 
sie gemeinsam mit dem Vorstand des Kreiskirchenamts 
oder dessen Beauftragten durchzuführen. 

(2) Die visitatorischen Besuche beschränken sich auf 
Teile der· vollständigen Visitation. über den Verlauf 
und Feststellungen, die zu treffen waren, werden Be­
richte angefertigt. 

(3) Anstelle des Visitationsbescheids teilen der Super­
intendent und gegebenenfalls der Vorstand des Kreis­
kirchenamts der Kirchgemeinde smriftlich das Er.gebnis 
des Besuches mit. § 9 der Visitationsordnung gilt im üb-
rigen sinngemäß. · 

II. Abschnitt 

Visitation der Superintendentur 

§ ·11 

(1) Die zu Visitatoren bestellten Mitglieder des Lan­
deskirchenrates visitieren in angemessenen Abständen 
die Superintendenturen ihres Aufsicl1tsbereicl1es unter 
Mitwfrkung des Vorstandes des Krei,skirchenamts. Dies 
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wird in der Regel im Zusammenhang mit der Visitation 
der Kirchgemeinde geschehen, in der der Superinten­
dent eine Pfarrstelle innehat. 

(2) Der Landesbischof ist berechtigt, anstelle des Visi­
tators Visitationen der Superintendenturen durchzufüh­
ren. In diesem Falle nehmen der Visitator und der Vor­
stand des Kreiskirchenamts daran teil Andere Mitglie­
der des Landeskirchenrats können mitwirken. 

(3) An den Visitationen der Superintendenturen kön­
nen fachkundige Mitarbeiter beteiligt werden. 

§ 12 

(1) Der Zeitpwtlct der Visitation wird spätestens drei 
Monate vorher zwischen dem Visitierenden und dem 
Superintendenten abgesprochen. Er ist a1sbald vom Su­
perintendenten den Pfarrern schrütlich anzuzeigen. Die­
se haben· die Gemeindekirchenräte und die hauptamt­
lichen Mitarbeiter zu .unterrichten. 

· (2) Der Verlauf der Visitation ist vier Wochen vor 
deren Beginn m'it den Beteiligten i..n einzelnen festzu­
legen: 

§ 13 

(l) · Die Visitation besteht in der Regel aus 

a) einem vom Visitator geleiteten Pfarrkonvent, der 
der Aussprache über das kirchliche Leben in der 
Superinteru:kmtur dient, 

b) einem Kirchenältestentag mit Sakramentsgottes­
dienst, in dem der Superintendent die Predigt und 
der Visitierende eine Ansprache hält, sowie weite­
ren Veranstaltungen, die der Zurüstung der Kir­
chen.ältesten für ihr Amt dienen, 

c) Besprechungen mit allen hauptamtlichen kirchlichen 
Mitarbeitern, die innerhalb des Superintendentur-­
bereichs tätig sind, 

d) der Teilnahme des Visitierenden an einigen Gottes­
diensten und Gemeindeveranstaltungen in Kirchge­
meinden der Superintendentur, 

e) der Besichtigung von kirchlichen Einrichtungen, die 
Bedeutung für die gesamte Superintendentur-haben, 

f) · der Prüfung der Superintendenturverwaltung ein­
schließlich der Kassen, 

g) einem abschließenden Gespräch mit dem Superinten­
denten und dem Oberpfarrer. 

(2) Der Visitator erteilt der Superintendentur den 
Visitationsbescheid. Hinsichtlich des Visitationsberichts 
und . der Niederschriften über die einzelnen Teile der 

Visitation ist § 9 Absätze 1 und 2 sinngemäß anzuwen­
den. Hat der Landesbischof die Visitation vorgenom­
men, wird der Visitatioil6bescheid von ihm erteilt. 

§ 14 

(1) Die Visitation der Superintendentur kann auch 
dahin erweitert werden, daß die Kirchgemeinden der 
Superintendentur oder eines größeren Bereichs dersel­
ben im zeitlichen Zusammenhang visitiert werden. Füi; 
diesen F·all ist eine Visitationskommission unter Hinzu­
ziehung der erforderlichen Zahl von Amtsträgern und · 
Mitarbeitern zu bilden. 

(2) Für die Visitation der Kirchgemeinden oder Kirch­
spiele im Rahmen der Visitation der Superintendentur 
gelten die Bestimmungen des Abschnitts I entsprechend. 
Der Vorsitzende der VisitatioI16kommission legt den 
Zeitpunkt der einzelnen Visitationshandlungen fest. Die 
Mitglieder der Visitationskommission können mit deren 
selbständiger Durchführung' von ihm · beauftragt wer- . 
den. Jedoch soll der Vorsitzende der Visitationskomm.is­
sion in jeder Kirchgemeinde, auf die sich die Visitation 
erstreckt, an einer Visitationsveranstaltung beteiligt 
sein. 

(3) Bei der Visitation der Superintendentur in er­
weiterter Form hat ein Pmrrkonvent sowohl am An­
fang als auch ain Ende des Visitationszeitraumes zu 
stehen. 

III. Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

§ 15 

(1) Reisekosten, Tagegelder und Auslagen werden den 
Visitierenden und den von ihnen zur Mitwirkung her­
angezogenen Mitarbeitern aus landeskirchlichen Mitteln 
erstattet. Das gleiche gilt bei der Visitation der Super­
intendentur für die in § 13 Absatz 1 Buchstabe a und c 
festgelegten Veranstaltungen. Alle übrigen Kosten ha­
ben die visitierten Kirchgemeinden selbst zu tragen. 

§ 16 

. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 
Gleichzeitig wird die Visitationsordnung vom 22. Fe­
bruar 1923 (Thüringer Kirchenblatt, Seite 9) aufgeho­
ben. 

Der Landeskirchenrat 
der Evang.-Luth. Kirche in Thüringen 

D. M i t z e n h e im 
Landesbischof 

cc) Personalrecht 

Verordnung über den Vorbereitungsdienst der Geist­
lichen im Bereiche der Ev.-Lutb. Landeskirche Sachsens. 

Vom 11. Juli 1969 

(Nachdruck aus KABI. S. A 66) 

Der Vorbereitungsdienst für das geistliche Amt im 
Bereiche der Evangelisch~Lutherischen Landeskirche 
Sachsens ist in Abweichung von § 3 Absatz 2 der Ver­
ordnung vom 16. Februar 1963 (Amtsblatt Seite A 9 
unter II Nr. 7) mit Wirkung vom 1. September 1969 bis 
auf weiteres probeweise in der Regel, wie folgt, zu lei­
sten: 

Erste Stufe: ein halbes Jahr Lehrvikariat bei einem 
Geistlichen der Landeskirche. 

Zweite Stufe: fünf Monate Katechetikum mit Vor­
kursUIS. 

Dritte Stufe: zehn Monate Mitgliedschaft in einem 
Predigerseminar der Landeskirche. 

Vierte Stufe: neun . Monate praktischer geistlicher 
Dienst in einer Kirchgemeinde der Landeskirche, aus­
nahmsweise bei einem Werke im Bereich der Landes­
kirche. 

Evangelisch-Lutherisdles Landeskirchenamt Sadlsens 

D. Noth I. V. Dr. Loschke 
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